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Sozialdemokratiſches Organ für den Bezirk Halle
und ſämtliche Unterbezirke (Kreiſe) im Reg.Bez. Merſeburg. Erſcheint täglich
außer Sonn u. Feiertags in Halle a S., Sonnabends mit der illuſtrierten Beilage

„Volk und Zeit“.

Das Gerippe der Deutſchnationalen Partei kracht in
allen Fugen. Am Sonntag veröffentlichte der „Vorwärts“
den Notſchrei eines deutſchnationalen Parteimitgliedes, der
zurch irgend eine wunderbare oder abſichtliche Fügung in
ſhriftlicher Form in ſeiner Redaktion gelandet war. Der
Rotſchrei beritelte ſich: „Werden wir geführt?“ Natürlich
wird dieſe Frage ſehr beſtimmt verneint. Hergt, der Vor-
ttzende der Partei, habe ſich nicht nur allein bei den Ver

ndlungen eine vernichtende Bloße gegeben, ſondern zeichne
ich auch nur durch negativen Mut aus. Man erfährt
aus dieſem Notſchrei, daß vie berühmte Parole der Einheits-
regierung anläßlich der Pariſer Forderungen, die dazu be-
ſtimmt war, die Sozialdemokratie zu fpalten, umgekehrt cuf
die rechts ſtehenden Parteien in dieſer Form gewirkt hat.
Das empörte deutſchnationale Parteimitglied ſieht ſich des
halh peranlaßt, auszurufen: „Nun, wenn einer ver-
ſchwinden muß, iſt es Herr Hergt ſelbſt, und
das ſchleunigſt, jedenfalls v vor denVahlen.“ Der Schreiber macht dann noch einige beſon
ders intereſſante Mitteilungen, wie man ſchon vor den
Vahlen die erſehnte Futterrrippe des preußiſchen Stagtes
für die Angehörigen der rechtsſtehenden Parteien einteilte.

Herr Hergt natürlich, der Vorſitzende ſelbſt, weiß von
allen dieſen Sachen nichts. Er zcichnet ſich auch nicht durch
negativen Mut aus. Nachzuleſen iſt das alles in der
„Halliſchen Zeitung“, die ihm ſelbſt das Wort erteilt. Da
dei ſteht aber feſt, Hergt und Helfferich haben in der Partei
kein leichtes Leben. Hergt Patt ſeinerzeit einen
ſchweren Kampf mit dem Grafen Weſtarp zu beſtehen, nach
dem er in der Preußiſchen Landesver lung in be
räühmtes nach links ziemlich verföhnliches „Ordnungs-
programm“ entwickelt hatte. Die Partei entſchied ſich für
die unverſöhnliche Richtung Weſtarps gegen Hergt, und ſowaren. mußte er nun in der Wahlagitation als Parteivorſitzendor
ſein Ordnungsprogramm feierlich abſchwören. Da wollte

gr. Se es aber das Unglück, daß in dieſe innerpolitiſche Situation
7.- die Pariſer Beſchlüſſe hineinplatzten und unter ihrem Ein-

druck von der Deutſchen Volkspartei die Jdee einer Regie
tung der nationalen Einheitsprogramm propagiert wurde.
Herr Hergt erklärte den deutſch-volksparteilichen Unter

ung händlern, den Herren Rieſſer und Becker, zunächſt er-
lhrocken, davon könne keine Rede ſein, das würde der Partei

latre. vier Millionen Stimmen koſten. Als aber die Deutſchen
Volksparteiler dadurch Gelegenheit bekamen, ſich als die

r beſſeren „Nationalen“ herauszuſpielen, merkte Herr Hergt,
ie 3 daß er eine Dummheit gemacht hatte und fiel abermals um.

Er erklärte ſich jetzt in vertraulichen 1 7 für eine
t Regierung mit diktatoriſcher Gewalt aus allen in Betracht
Ce'sigtr. kommenden Parteien „einſchließlich der Mehrheitsſozial-
ene, demokraten“. Damit hat er aber auch nur wieder das Hohn-

Flichter der Sozialdemokraten und die wilde Wut des radi-
alen Teils ſeiner Parteianhänger hervorgerufen.
Heute ſteht die Sache ſo, daß von der äußerſten Rechten

ein ſyſtematiſcher Feldzug gegen die Führerſchaft „der veiden
ethmänner“, Hergt und Helfferich, geführt wird. Jhnen

wird vorgeworfen, daß ſie als Miniſter die ganze Politik
vethmanns mitgemacht hätten. Helffe rich insbeſondere
wird von den radikalen Antiſemiten, deren Führer
ein gewiſſer Paul Weyland iſt. als großkapitaliſtiſcher und
judenfreundlicher Politiker bekämpft.

Von der Hitze des Kampfes zeugt es, daß der „Vor-
n. wärts“ Redaktion immer neue geheime Schriftſtücke aus dem
5390. deutſchnationalen Lager auf den Tiſch fliegen. Es ſcheint
raturen, jaſt, als ob gewiſſe Elemente zu jedem Mittel griffen, üm

die Führerſchaft der Deutſchnationalen Partei zu bekämpfen
önd die ganze Partei in die Luft fliegen zu laſſen.

Auf die Dauer wird mit einer einheitlichen Partei der
äußerſten Rechten nicht zu rechnen ſein. Es werden ſich da
verſchiedene kleinere Gruppen bilden, die einander durch
lauteſte Marktſchreierei den Rang abzulaufen verſuchen
werden. Als ſtarker Gegner auf der Rechten wird dann für
uns nur die Deutſche Volkspartei übrig bleiben.

Nur auf kapitaliſtiſcher Vaſis.
„Wien, 15. Febr. (WTB.) Auf dem geſtern eröffneten

Zetriebsräteton reß der Metallarbeitexr Deutſchöſterreichs
ß Dr. Otto Bauer dar, daß gegenwärtig der wirtſchaſt
9 e Wiederauſbau Oeſterreichs ſich mit Rückſicht auf die
Nachtrerhältniſſe in Europa nur auf kapitaliſtiſcher Baſis
dolziehen könne. Das ausländiſche Kapital ſei noch viel zu

irk, als daß man wagen könnte, den Entſcheidungskampf
mit ihm aufzunehmen. Doch müßte darauf hingewirkt wer
den, daß die Machtſtellung der Arbeiterklaſſe ſo ſtark bleibt,
daß im Augenblick, wo im Auslande ſich der Umſchwung voll
de er auch in Oeſterreich möglich wäre. Dictig ſei die

herghung der Arbeitetſchaſt; habe ſich doch in Rußland
ie Jerſtö des Kapitals nur als ein Werk der ünge-
heuerſten Zerſtörung der Volkswirtſchaft erzielen laſſen. Jn
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de Eiſenbahn wird teurer Gegen die Priesdorff-Mache Eine Falſchmeldung her Leung.
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Wenn wählen die Landurbelter?

ſozialiſtiſchen Wirtſchaft bei gleichzeitigem Anſchluß an
Deutſchland und erwartet, daß die Siegermächte n ihr
Verſprechen, an der Wiedererrichtung der Volkswirtſchaft
r mitzuwirken, erfüllen. Da aber bis dahin eine
weitere Fortſührung der kapitaliſtiſch-anarchiſchen Wirt
ſchaft den Zuſammenbruch dieſer Wirtſchaft ſelbſt und da
mit die Vernichtung der geiſtigen und manuellen Arbeiter
ſchaft in Oeſterreich bedeüten würde, erklärt der Kongreß
den Verſuch des planmäßigen Wiederaufhaues der Volks
wirtſchaft für unerläßlich und beſchließt, dieſen Wiederaufbau
mit allen zu Gebote ſtehenden Machtmitteln anzuſtreben.

Simons in Karlsruhe.
Karlsruhe, 15. Februar. Der Reichsaußenminiſter Dr.

Simons traf heute n aus Stuttgart hier ein. Nach
einer Sitzung des Staatsminiſteriums in Anweſenheit ſämt
licher Mitglieder der Regierung betonte Dr. Simons im
Landtage nach der Begrüßung durch den Staatspräſidenten
Trunk, in der die unentwegt treue Haltung Badens zum
Reich und zur Reichsregierung in ihrer programmatiſchen
Steliungnahme, den Friedensvertrag im Rahmen des Mög-
lichen loyal vurchzuführen, hervorgehoben wurde, die Not
wendigkeit für den Reichsminiſter des Aeußern h Politik

Geheimwiſſenſchaft mehr. Er halte an dem in ſeiner Reichs geſchehhen, gang wie für die übrige Arbeiterſchaft, weil dieentwickelten Standpunkt feſt. Angeſichts der u ſozialiſti Veehr it fehlte, aber für wenige Schichten

heute den Willen des ganzen Volkes durch den Mund ſeiner e wie für die Landarbeiter. Bis zur lution g
el ler a men. Die Lage Deutſchlands das Geſetz vom 24. April 1854. nach dem „Geſinde d. h.

müßte e ſten utſchäc i klären, einmal ob Deut
land das in wirtſchaftlicher Hinſicht ungeheuer wichtige cber-
ſchleſiſche Gebiet behalte und ferner, wie ſich die Beziehungen
Deutſchlands zu den Vereinigten Staaten von Nordamerika

geſtalten würden. Er erinnerte dann noch daran, daß an
n der praktiſchen Durchführung der zwölfprozentigen

usfuhrabgabe auf der anderen Seite nicht weniger als rier
Auffaſſungen uns entgegengetreten wären, deren Verwirk-
lichung ſich bei näherer Prüfung als mehr oder weniger
unmöglich erwieſen.
Eine Denkſchrift über den Wiederaufbau in Nordfrankreich.

Berlin, 16. Febr. Laut „Berl. Tagebl.“ hat das Reichs-
miniſterium für Wiederaufbau eine Dentſchrift verfaßt, in
der über den Stand der Wiederaufbauarbeiten in Nord
Frankreich zu Beginn dieſes Jahres Fhereeß Angaben ge-
macht werden. Danach ſind u. a. von Eiſenbahnen mehr als
90 Prozent wiederhergeſtellt und für die Landwirtſchaft etwa
50 Prozent der Zerſtörungsfläche wieder nutzbar gemacht
worden. Pon Bergwerken 16 Prozent wiedexhergeſtellt
und von den zerſtörten Häufern erſt rund 235 Prozent.
Weiter wird bemerkt, daß bisher deutſche Arbeiter in den
zerſtörten Gebieten nicht tätig geweſen ſind und daß es ab-
gelehnt wurde, deutſche Firmen direkt am Aufbau teil-
nehmen zu laſſen.

Vor einer engliſchen Erklärung über die Reparationsfrage.

London, 15. Februar. „Evening News“ erwartet in
dieſer Woche eine wichtige Erklärung Lloyd Georges über
die Politik der britiſchen Regierung. „Pall Mall Gazette
and Globe“ erklärt, Lloyd George werde bereits morgen
abend eine Erklärung über die Reparationsfrage abgeben.
Engliſche Zurückhaltung über Simons Stuttgarter Rede.

London, 15. Februar. Außer „Pall Mall Gazette and
Globe“, der einen kurzen Kommentar zur Rede des deutſchen
Außenminiſters in Stuttgart gibt, enthalten ſich die Blätterjeder Stellungnahme zu den Erklärungen r. Simons.
„Star“ ſchreibt in einem Leiterartikel, Lloyd e ſage,
Deutſchland müſſe bezahlen, jedoch nicht in billigen Waren.

Verurteilter Verleumder.
München, 15. Februar. Wegen Beleidigung des Reichs

präſidenten Ebert wurde der Kaufmann Heinrich Heinlein
in München vom Landgericht zu zweihundert Mark Geld
ſtrafe verurteilt. Heinlein hatte im Mietseinigungsamt in
erregten Geſprächen mit anderen Perſonen ſich in beleidi
an Weiſe über den Reichepräſidenten geäußert und ihm

runkenheit, Völlerei uſw. vorgeworfen.
Polniſche Abſtimmungsgelder.

Kowno, 15. Febr. Die Litauiſche Telegraphen-Agentur
meldet: Die Polen haben in Wilna ein Komitee zur Unter-
ſtützung der Polen bei der Volksabſtimmung in Oberſchleſien
ebildet. Weil die Wahlgelder nur war fließen,
s Komitee Zwangsmaßnahmen zur Anwendung, indem es

von ſämmtlichen Angeſtellten der Behörden, Handwerkern und
Arbeitern die Entrichtung

aner Entſchließung fordert dex Kongreß die Aufrichtung der I der Volksabſtimmung in

kimme
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Die Organiſationen der preußiſchen Landwirte haben
ſoeben an die Regierunggsſtellen n eſandt, in denenſie darauf hinweiſen, daß die tariflich ſeſtgelegten Beſtim

mungen über die Hergabe von Deputat an die Land-
arbeiter derartige Mengen an land wirtſchaftlichen Produk-
ten erforderten, daß die Ablieferung an Getreide, Kar
toffeln, Milch uſw. gefährdet ſei.

Dieſelben, die jetzt dieſe Erzählungen in die Welt ſetzen,
hetzen die Landarbeiter mit der umgekehrten Behauptungauf, die Sozialdemokratie ſei daran Schuld, daß den Land

arbeitern 7 die Mengen von Deputat gegeben werden
könnten, die ſie gebauee Jn Pommern z. B. konnteman in Plakaten in Eiſenbahnwagen 4. Klaſſe leſen, die
Landarbeiter müßten alles abliefern, damit die
t ädtiſchen Arbeiter ein gutes Leben führen könnten.
n verſchiedenen Orten Preußens iſt an Wahlplakaten zu
eſen: „Denkt daran, daß der Landarbeiterverband und die

Sozialdemokraten euch die Deputate nicht gewähren wollen!“
Dieſelben Leute, die in Eingaben behaupten, die Land-
arbeiter bekämen viel zu reichlich Deputate, ſo daß die Land-

wirte deshalb nichts abliefern könnten, ſagen den
Landarbeitern: „Jhr bekommt ſo wenig Lebensmiftel, weil
die Sozialdemokraten

auf ſo reichliche Ablieferung dringen.“

Der Lohn der Landarbeiter iſt ſehr gering; mit Einſchluß
des Wertes der Deputate beträgt er im Durchſchnit 5500 bis
höchſtens 6000 Mark, in vielen Gegenden Deutſchlands noch

viel weniger.
Für die Landarbeiter iſt ſeit der Revolution zu wenig

ringt

wurden, wenn ſie gemeinſchaftlich die Arbeit einſtellten, um
einen höheren Lohn oder ſonſtige beſſere Arbeitsbedingungen
u So waren die Landarbeiter wehrlos gegen denDru ihres Lohnes, egn miſerable Be andlung, gegen

Ausmergelung durch eine ungeheuerliche Arbeitszeit. Und
allerlei Ausnahmegeſetze ähnlicher Art reihten ſich würdig
dieſem infamen Geſetze an. Erſt die Sozialdemokratie hat
den Landarbeitern das Koalitionsrecht erkämpft.

Die Notwendigkeit, für die Volksernährung zu ſorgen,
hinderte die glatte Einführung des Achtſtundentages in der
Land wirtſchaft. Jmmerhin wurde die von den Volksbeauf
tragten beſchloſſene

Landarbeitsordnung
von der Nationalverſammlung zum Geſetz erhoben, nach der
in vier Wintermonaten nicht länger als durchſchnittlich
Stunden, in zwei Frühjahrs- und zwei Herbſtmonaten nicht
langer als durchſchnittlich zehn und in vier Sommermonaten
nicht länger als durchſchnittlich elf Stunden gearbeitet
werden darf. Viel mehr als vor der Revolution kann ſich
jetzt der Landarbeiter ſeiner Familie widmen. Die Ver-
kürzung der Arbeitszeit kommt

ſeiner Geſundheit zugute;
von den leider ſo ſpärlichen Bildungsmöglichkeiten, die das
platte Land an Vorträgen und Büchereien bietet, kann der
Landarbeiter mehr als bisher Gebrauch machen.

u Grund des Belagerungszuſtandes zwang der preu
ßiſ andwirtſchaftsminiſter Genoſſe Braun ſolange
er dazu eine geſetzliche Handhabe hatte, die pommerſchen
Junker, in der Landwirtſchaft gewiſſe neue Lohnforderungen
zu erfüllen. Kein Wunder, daß die Herren dieſen unan-
genehmen Miniſter mit allen Mitteln zu ſtürzen ſuchen und

eine ſozialiſtenreine Regierung erſtreben.
Wo in der Landwrtſchaft Tarifverträge abge'
iſt r die von der Sozialdemokratie er
gebung den Demobilmachungskommiſſaren

räumt worden, auch ſolche Landwirte
arifverträge zu zwingen, die nicht derj

organiſation angehört haben, die den
yar. Auf Antrag der Sozialdemokro
a Landesverſammlung, die Ver
Förderung des Abſchluſſes von T
der Landwirtſchaft zu veranlaſſen, r
arbeiter in bezug auf die Arbeitsbet
kür der Landwirte unabhängig zu

Was für die Landarbeiter m
allem die Beſſerung

des ländlichen Sch
Die Volksſchulen ſind auf dem Lar
als in der Stadt. Die Klaſſen ſit
Lehrer an den Dorſſchulen iſt vie
den Kindern geſündigt wurde, das
nicht wieder gutgemacht. Es
bildungsſchulen. iſſen iſt für jdes halben Tagelohn Benan Kenntniſſe machen den Menſchen

u



ft. Wenn ven Landarbeſtern
landwirtſchaftliches Fachwiſſen

We von Runſt und en
Gelegenheit geboten wird,
anzueignen, ſo wird nicht nur dieſem oder jenem Gelegenheit
geboten, ſich eine beſſere Fran verſchaffen, ſondern
zum Segen des ganzen Volkes wird die landwirtſchaftliche
Froduktion gehoben. Verbeſſerung der Schulen, Ein-

führung eines umfaſſenden Fach und Fortbildungsunter-
richts, den auch die ländliche Jugend beſuchen muß, fordert
die Sozialdemokratie.

Ein beſonders troſtloſes Kapitel bilden
die Arbeiterwohnungen auf dem Lande.

Auf Antrag der emol raten wurden die Ver
waltungsbehörden angewieſen, ſich um Verbeſſerung der
Wohnungen zu bemühen. Wo ſie Mißſtände erfauhren,
haben ſie die landwirtſchaftliche Spruchkammer des Kreiſes
anzurufen. unter Zuziehung eines Lanowirts und eines
Landarbeiters des Dorfes, in dem das Uebel herrſcht, die
Unterkunftsräume der Landarbeiter zu unterſuchen und auf
möglichſt ſchnelle Beſeitigung beſtehender Mängel hinzu
wirken. Auf den Staatsdomänen werden auf einen
von der Landesverſammlung Antrag der
Sozialdemokraten, wenn es an Wohnungen mangelt, Ver
ſuche mit den verſchiedenen Methoden der Erſatzbauweiſe
angeſtellt, um die Obdachloſigkeit zu vermindern. Ueber denErfolg muß demnächſt Bericht erſtattet werden, ſo daß
jedem, der ſich dafür intereſſiert, Gelegenheit g wird,
ſich darüber zu informieren. Gleichfalls auf Antrag der
Sozialdemokraten wird aus den ter zum
von Wohnungen für die Landarbeiter Holz zu Vo
preiſen abgegeben; die Gemeinden, die Waldungen beſitzen,
und die Beſitzer von Privatwaldungen wurden aufgefordert,
u dem genannten Zweck gleichfalls das Holz zu billigerem

Preiſe abzugeben.
Die ſtaatliche Forſtverwaltung iſt weiter auf Antrag

der Sozialdemokratie verpflichtet worden, Land, das ſich in
ihrem Beſitze befindet, in erſter Linie den Forſtarbeitern

zur Eigenbewirtſchaftung zu verpachten.
Hier wird mancher Waldarbeiter ſich, wenn auch nur durch
eigene mühſame Arbeit, als Selbſtverſorger gegen manchen
Mangel an Lebensmittel ſchützen können.

o iſt ein Anfang mit der Linderung des Landarbeiter-
elends gemacht worden, ein ſchwacher Anfang, aber ein
Anfang doch. Sich mehr zu erringen, iſt Sache der Land-
arbeiter mit Hilfe des Deutſchen Landarbeiterverbandes und
der Sozialdemokratie. Niemand war in Preußen vor der
Revolution ſo mächtig, wie die Ausbeuter der Landarbeiter.
Für den Landarbeiter lautet de Parole: Keine Stim-
me den bürgerlichen Parteien! Jede Stim-
me der Sozialdemokratie

Bau

sozialdemokratie gegen Kahr.
München, 15. Februar. (DA.) Die Sozialdemokraten übten

geſtern in einer ſtark beſuchten Maſſenverſammlung, in der der
Pizepräſident des bayeriſchen Landtages, Auer, das Wort ergriff,
ſchärfſte Kritik an der Regierung Kahr. Auer erklärte: „Kahr
hat nichts getan, um zu einem Heimatſchutz zu kommen, der, orga
niſch in den Staat eingegliedert, nicht mißbraucht werden könnte.
Er hat die Jntereſſen eines kleinen Kreiſes gegen die Autorität
des Reiches ausgeſpielt. Er hat damit das Wohl und den poli-

tiſchen Kredit des deutſchen Volkes geſchädigt und die Stellung
der deutſchen Unterhändler in London ganz erheblich „erſchwert.
Hingegen hat er die Hoffnungen der franzöſiſchen Chauviniſten, daß
das Reich doch noch zerſchlagen werden könnte, aufs neue belebt.

Daß er den Landtag vollkommen auszuſchalten verſucht hat, das
iſt es, was ein geordnetes Staatsweſen nicht ertragen kann. Das
war eine Brüskierung, wie man ſie ſich ſchlimmer nicht denken
kann.“ Jn einer Entſchließung der Verſammlung wird eine Politik
verlangt. die das Mißtrauen, das überall gegen Bayern vorhanden
lei, beſeitigt.

Zu weit nach rechts!
Münchhen, 14. Februar. (TU.) Auf dem Parteitag des

Bayer ſchen Bauernbundes erklärte der Reichstagsabgeordnete
Eiſenberger, daß in der bayeriſchen Politit Vorſicht geboten ſei,
weil norddeutſche Reaktionäre nach Bayern abgewandert ſeien, um
unter dem Aushängeſchild von Ruhe und Ordnung die Reaktion
zu fördern. Es könne nichts ſchaden, wenn der Bayer ſche Bauern
bund zum Ausdruck bringe, daß er nicht mit allem einverſtanden
ſei, was die bayeriſche Regierung mache. Die Sache gehe zu weit
nach rechts und neige zu ſehr zur Reaktion. Dieſe Auseinander-

ſetzungen wurden vom Parteitag mit ſtürmkſchem Veifat aufge
nommen.

Gegen die Priesdorff-Rache!
Der Verband der Polizeibeamten t dem zurzeit mehrreußens angehören, hatteals 30 000 Berufspolizeibeamte ganz

eine Ausſprache mit Vertretern folgender Verbände: 1. Ver
einigung der höheren i er e Preußens, E. V.,
Sitz Hannover; 2. Verband preußiſcher Landjäger-Beamten; 3. Ar
beitsgemeinſchaft der PolizeiOberſekretäre Preußens. Diefe Ausſprache führte zu folgender Entſchließung:

von unſerem St nkte aus die aus„Wir erklären,
Anlaß der Entlaſſung des Geheimrats von Priesdorff T das

geführten Angr
onders verurteilen wir

Miniſterium des Jnnern in der 2
in keiner Weiſe berechtigt ſind. Ganz
aber, daß ein Teil der Tagespreſſe, insbeſondere die „Berliner
Mor enpoſt“ und der „Berliner Lokalanzeiger“, in bewußter Ab-
icht die Sache in das politiſche e zu leiten verſuchen.
ieſe Stellen geben damit der Auffaſſung der preußiſchen Be

rufspolizeibeamten von Pflicht und Recht eine Beurteilung, diedem Polizeibeamtenſtande außerordentlich ſchadet, die vef ent

lichkeit über die wirkliche Sachlage irreführt und die wir auf
das entſchiedenſte zurückweiſen.

Der Vorſtand des Verbandes. gez. Schrader, Vorſttzender.“
Vielleicht merkt ſich die liberal-reaktionäre „Morgenpoſt“ dieſe

Abfuhr!

Die Eiſenbahn wird teurer.
Die Erhöhung der Gütertarife.

Verlin, 15. Febr. Jn der heutigen Sitzung des Sach-
verſtändigenbeirats des Reicheverkehrsminiſteriums machte
Staatsſekretär Stieler Ausführungen über die Frage der
Erhöhung der Gütertarife. Die Defizitwirtſchaft müſſe an
geſichts der allgemeinen deutſchen Finanzlage ungeſäumt ein
Ende gemacht werden. Die Sparmaßnahmen, die die Eiſen
bahnverwaltung energiſch in Angriff genommen habe,
reichten allein dazu nicht aus. Man habe nur die Wahl, die
Fehlbeträge durch Steuern aufzubringen, oder die Einnahmen
den Ausgaben durch Tariferhöhungen anzupaſſen. Die
Reichsregierung habe ſich für das letztere entſchieden, und
auch der Tarifausſchuß des Wirtſchaftsbeirats habe ſich da
für auegeſprochen. Der Geſamtfehlbetrag für 1920 werde
vermutlich 15,24 Milliarden betragen. m Haushalts-
entwurf für 1921 ſeien vor allem die Ausgaben energiſch
herabgeſetzt worden, allein der Eiſenbahnverwaltung ſeien
hierbei durch die Verhältniſſe ziemlich enge Grenzen ge-
zogen. Der Haushaltsentwurf für 1921 ſehe an Ausgaben
31,18 Milliarden vor. Die Einnahmen ſeien auf 16,8 Mil-
liarden geſchätzt, alſo auch hier ein Riwette von rund
14 Milliarden. Die ſtändige Tarifkommiſſion habe auf Vor
ſchlag der Eiſenbahnverwaltung eine nach Tarifklaſſen ab-
e te Erhöhung von etwa 75 Prozent emp-ſo len. Danach würde der Güterverkehr eine Mehreinnahme

von neun Milliarden Mark erwarten laſſen.
n der eingehenden Ausſprache, an der Vertreter aller

Wirtſchaftskreiſe ſich beteiligten, wurde die Notwendigkeit
einer ſtarken Tariferhöhung von allen Rednern anerkannt,
von vielen Seiten jedoch gegen eine Erhöhung um 75 Proz.
ſtarke Bedenken zum Ausdruck gebracht.

Unter Ablehnung eines Antrags aus der Verſammlung
auf Erhöhung aller Tarifklaſſen um 100 Prozent und der
von der Eiſenbahnverwaltung vorgeſchlagenen Erhöhung um
durchſchnittlich 75 Prozent wurde mit großer Stimmenmehr-
heit der Antrag des Ausſchuſſes der Verkehrsintereſſenten
auf Erhöhung der Gütertarife um durchſchnittlich 65 Proz.
auf voxläufig ein Jahr zur Durchführung empfohlen.

7

Erhöhung der Perſonentarife.
Berlin, 15. Febr. Heute morgen trat unter dem Varſitz

des Staatsſekretärs Stieler der Sachverſtändigen-Beirat des
Reichsverkehrsminiſteriums zuſammen, um zu den vom
Miniſterium und der ſtändigen Tarifkommiſſion ausgearbei-
teten Vorſchlägen für die Erhöhung der Gütertarife ſein
Gutachten abzugeben. Jn der Eröffnungsrede machte der
Staatsſekretär auch Mitteilungen über die beabſichtigte Er-
höhung der Perſonentarife. Die
ührt demnach, wie bei der Neuordnung der Gütertarife

1. Dez. 1920, eine organiſche Neuordnung der Perſonentarife
durch. Die neuen Fahrpreiſe ſollen ſich auf Einheitsſätzen
aufbauen, die betragen werden:

ſet die 4. Klaſſe 13, für die 3. Klaſſe 19,5,
ür die 2. Klaſſe 32,5 und für die 1. Klaſſe 58,5 Pfg.
je Kilometer.

Gegenlüber ven edensfahrpreiſen bedeuten vieine Seigerung J 550 erenl für die
von 622 Prozent für die 2. und 735 Pro für die 1. Klah
Demnach würde z. B. eine Reiſe von lin nach Hambur
künftig koſten:

38 Mk. (ſtatt bisher 26,4) in der 4.,
57 Mk. (42,4) in der 3.,
95 Mk c in der 2. und

170 Mk. (156,6) in der 1. Klaſſe.
ür die Strecke Berlin-- Frankfurt a. M. betragen die neu
ahrpreiſe:

71 Mk. (49,--) in der 4.,
106 Mk (78.--) in der 3.,
176 Mk. (129,6) in der 2. und
316 Mk. (291,6) in der 1. Klaſſe.

Die Schnellzugszuſchläge werden unter Beibehaltung des
bisherigen 3-Zonenſyſtems (bis 75, bis 150 und äber
150 Kilometer) erhöht auf 8 Mark, 16 Mark und 24 Mart
in der 1. und 2. Klaſſe und auf 4 Mark, 8 Mark und 12 Man
in der 3. Klaſſe.
t Die neuen Fahrpreiſe ſollen am 1. Juni 1921 in Kraft
reten.

Der Magdeburger Kommuniſtenprozeß.
Magdeburg, 15. Februar. Auf Grund der Verfügung des

Reichspräſidenten pom 30. Mai v. J. iſt der Prozeß gegen den
Kommuniſtenführer Albert Vater und Genoſſen wegen der hier
und in Stendal aufgedeckten angeblichen Vorbereitungen für einen
neuen Kommuniſtenputſch dem außerordentlichen Gericht des
Reichswehrgruppenkommandos I überw eſen worden. Vater wurde
vor einigen Tagen in das hieſige Militärgefängnis als Unter
ſuchungsgefangener gebracht. Die gegen ihn erhobene Anklage
lautet auf „Bildung bewaffneter Banden“ (S 127 des Strafgeſetz
buches) und Hochverrat.

Die Roßbach und Pfeffer laufen dagegen immer noch frej
herum. Da kann das Vaterland ja ruhig ſein!

Der 4., Köthener Putſchprozeß.
Deſſan, 15. Febr. Hier begann heute vor dem außer

ordentlichen Gericht des Reichswehr Gruppenkommandos I
Berlin unter dem Vorſitz des Landgerichtsdirektors Dr,
Schmidt Blanke Berlin der vierte Köthener Putſchprozeß.
Angeſchuldigt ſind 25 Perſonen wegen Teilnahme an einer
durch rordnung des Reichspräſidenten verbotenen Orga-
niſation (Rote Armee). Die Beſchuldigten ſind zumeiſt Be
wohner von Köthen. Die Verhandlung dürfte vorausſicht-
lich drei bis vier Tage in Anſpruch nehmen.

Der ruſſiſch-polniſche Schacher.
Die Rigaiſche Rundſchau ſchreibt über den rn Wirt

Stand der polniſch- ruſſiſchen Verhandlungen: Die Verhand
lungen ſchreiten langſam vorwärts, weil es ſich in ihrem
weiteren Verlauf um Fragen W und wirtſchaft
licher Natur handelt, in welchen die Parteien ſich nicht
einigen können. Beſonders unverſöhnlich iſt der Stand-
punkt der beiden Parteien in der Goldfrage. Joffe erklärt
ſich einverſtonden, Polen etwa 25 Millionen Rubel in Gold,
ſowie auch ſieben Prozent der Summe von 300 Millionen
erhobener Steuern Dombski forderte aber
elf Prozent von 629 Millionen, was nach den Angaben der

olniſchen Sachverſtändigen der Betrag der Steuern ſein
oll. Am Schluß der Diskuſſion erklärte Joffe ſich bereit,

bis zur Summe von 30 Millionen zu gehen, wobei er gleich
zeitig bemerkte, daß er bereit ſei, die Verhandlungen über
die Frage der Grenzregulierung aufzunehmen ſtatt einer
weiteren Erörterung der Wirtſchafts und Finangfrage, die
er für zwecklos hielt, da Rußland nicht weitere Zugeſtänd
niſſe machen könne. Dombski antwortete, er könne von den
Forderungen auf finanziellem Gebiet nicht ablaſſen, worauf
die Sitzung auf unbeſtimmte Zeit verſchoben wurde.

Ein Pflaſter für Poincaré.
Paris, 15. Februar. Der Senatsausſchuß für Auswärtige An-

gelegenheiten hat den ehemaligen Präſidenten der Republik Poin
caré zu ſeinem Vorſitzenden gewählt.

An die Paz ſiſten der Welt!
Die Vorſitzenden der Deutſchen Friedensgeſellſchaftaben ein Schreiben an das e

ureau zu Bern gerichet, worin ſie darauf hinweiſen, daß
aus den Kreiſen der Geſellſchaft „ſchon zu einer Zeit, als
noch die weitaus meiſten Deutſchen an einen deutſchen Sieg

Das Fähnlein der ſehen Aufrechten.

Novelle von Gottfried Keller.
(5. Fortſetzung.)

„Schweig! du grober Gaſt! Was ſind das für nichtswürdige
Gedanken!“ riefen die Aufrechten und Feſten und ſchüttelten
ſich ordentlich. Aber Frymann fuhr fort: „Wie es dem Manne
geziemt, in kräftiger Lebensmitte zuweilen an den Tod zu
denken, ſo mag er auch in beſchauticher Stunde das ſichere
Ende ſeines Vaterlandes ins Auge faſſen, damit er die
Gegenwart desſelben um ſo inbrünſtiger liebe; denn alles
iſt vergänglich und dem Wechſel unterworfen auf dieſer Erde.
Oder ſind nicht viel größere Nationen untergegangen, als
wir ſind? Oder wollt ihr einſt ein Daſein dahinſchleppen
wie der ewige Jude, der nicht ſterben kann, dienſtbar allen
neu aufgeſchoſſenen Völkern, er, der die Aegypter, die Grie-

ken und die Römer begraben hat? Nein! ein Volk, welches
weiß, Auf as einſt nicht mehr ſein wird, nützt ſeine Tage
um ſo lebendieher, lebt um ſo länger und hinterläßt ein
rühmliches Gedäch tnis; denn es wird ſich keine Ruhe gön-
nen, bis es die Frähigkeiten, die in ihm liegen, ans Licht
und zur Geltung gerzracht hat, gleich einem raſtloſen Manne,
der ſein Haus beſtellit, ehe er dahinſcheidet. Dies iſt nach
meiner Meinung die Heiuptſache. Jſt die Aufgabe eines Volkes
gelöſt, ſo kommt es auf einige Tage längerer oder kürzerer
Dauer nicht mehr an, net je Erſcheinungen harren ſchon an der
Pforte ihrer Zeit! So nnuß ich denn geſtehen, daß ich all
jährlich einmal in ſchlafl oſer Nacht oder auf ſtillen Wegen
ſolchen Gedanken anheim falle und mir vorzuſtellen ſuche,
welches Völkerbild einſt wach uns in dieſen Bergen walten
möge? Und jedesmal gehe ich mit um ſo größerer Haſt an
meine Arbeit, wie wenn ich nicht dadurch die Arbeit meines
Volkes beſchleunigen könniie, damit jenes künftige Völker
bild mit Reſpekt über unſere Gräber gehe! Aber weg mit
dieſen Gedanken und zu unſerer fröhlichen Sache zurück!
Jch dächte nun, wir beſte (len bei unſerm Meiſter Silber-
ſchmied einen neuen Beche an dem er keinen Gewinn zu
nehmen verſpricht, ſondern ihn ſo wertvoll als möglich lieſert.
Dazu laſſen wir von eines n Künſtler eine gute Zeichrung

doch ſoll er, wegen der beſchränkten Mittel, mehr auf die ben wir bis zum Tode innig verbunden, aber unabhängig
Verhältniſſe, auf einen ſchönen Umriß und Schwung des
Ganzen ſehen, als auf reichen Zierat, und der Meiſter Kuſer
wird danach eine ſaubere und ſolide Arbeit herſtellen!“

Dieſer Vorſchlag wurde angenommen und die Verhand
lungen geſchloſſen. Sogleich aber nahm Frymann von neuem
die Rede und trug vor: „Nachdem wir nun das Allgemeine
erledigt, werte Freunde! ſo erlaubt mir, noch eine beſondere
Sache anzubringen und eine Klage zu führen, deren freund-
liche Beilegung wir nach alter Weiſe gemeinſam betreiben
wollen. Jhr wißt, wie unſer lieber Mann, der ChäpperHediger, vier Stück hübſche muntere Buben in die Welt
geſtellt hat, welche mit ihrer frühen Heiratsluſt die Gegend
unſicher machen! Drei haben denn auch richtig ſchon Weib
und Kind, obgleich der älteſte noch nicht ſiebenundzwanzig
Jahre zählt Nun iſt noch der jüngſte da, eben zwanzigjährig,
und was tut der? Er ſtellt meiner einzigen Tochter nach
und verdreht ihr den Kopf! So ſind dieſe be eſſenen Heirats-
teufel allbereits in den Kreis der engeren Freundſchaft ein
gedrungen und drohen, dieſelbe zu trüben! Abgeſehen von
der zu großen Jugend der Kinder geſtehe ich hier mit Offen
heit, daß eine ſolche Heirat gegen meine Wünſche und Ab-
ſichten geht. Jch habe ein umfangreiches Geſchäft und ein
beträchtiiches Vermögen; darum ſuche ich mir, wenn es Zeit
iſt, einen Tochtermann, welcher Geſchäftsmann iſt, ein ent
ſprechendes Kapital hinzubringt und die großen Bauten, welche
ich im Sinn „Jabe, fortführt; denn ihr wißt, daß ich weit
läufige Bauplätze angekauft habe und der Ueberzeugung din,
daß ſich Zürich bedeutend vergrößern wird. Dein Sohn aber,
guter Chäpper, iſt ein Regierungsſchreiber und hat nichts,
als das ſpärliche Einkommen, und wenn er auch höher
ſteigt, ſo wird dies nie viel größer werden, und ſeine Rech-
nung iſt ein für allemal gemacht. Mag er dabei bleiben, er
iſt verſorgt, wenn er gut haushält; aber eine reiche Frau
braucht er nicht, ein reicher Beamter iſt ein Unſinn, der
einem andern das Brot vor dem Maul wegnimmt; zum Fau-
lenzen aber oder zum Pröbeln eines Unerfahrenen gebe ich
mein Geld vollends nicht her! Dazu kommt noch, daß es
gegen mein Gefühl geht, das alte bewährte Freundesverhältnis
mit Chäpper in ein Verwandtſchaftsweſen umzuwandeln
Was? wir ſollen uns mit Familienverdrießlichkeiten und

gegenſeitiger Abhängigkeit beladen? Rein, ihr Mangen, blei

voneinander, frei und unverantwortlich in unſern Hand
lungen, ünd nichts da von Schwäher und Gegenſchwäher
und dergleichen Titeln! So fordere ich dich denn auf, Chäp
per, im Schoße der Freundſchaft zu erklären, daß du mich
in meinen Abſichten unterſtützen und dem Beginnen deines
Sohnes entgegentreten willſt. Und nichts für ungut, wir
kennen uns alle!“

„Wir kennen uns, das iſt wohlgeſprochen!“ ſagte Hediger
feierlich, nachdem er eine lange Priſe geſchnupft; „ihr wißt
alle, welchen Unſtern ich mit meinen Söhnen hatte, obgleich
es rührige und aufgeweckte Burſchen ſind! Jch ließ ſie lernen,
alles was ich wünſche ſelber gelernt zu haben. Jeder kannte
etwas Sprachen, machte ſeinen guten Aufſatz, rechnete vor-
trefflich und beſaß in übrigen Kenntniſſen hinreichende An-
fangsgründe, um bei einigem Streben nie mehr in völlige
Unwiſſenheit zurückzuſinken. Gott ſei Dank, dachte ich, daß
wir imſtande ſind, endlich unſere Buben zu Bürgern zu er-
ziehen, denen man kein X mehr für ein U vormachen kann.
Und ich ließ darauf jeden das Handwerk lernen, das er ſich
wünſchte. Aber was geſchieht? Kaum hatten ſie den VLehr-
brief in der Taſche, und ſich ein wenig umgeſehen, fo wurde
ihnen der Hammer zu ſchwer, ſie dünkten ſich zu geſcheit
für das Handwerk und fingen an, den Schreiberſtellen nach
zulaufen. Weiß der Teufel, wie ſie es nur machten, die
Schlingel gingen ab wie friſche Wecken! Nun, man kann ſie
ſcheint's brauchen! Einer iſt auf der Poſt, zwei ſind bei Eiſen
geſellſchaften angeſtellt, und der vierte hockt auf einer Kanz
lei und behauptet ein Verwaltungsbeamter zu ſein. Kann
mir am Ende gleich ſein! Wer nicht Meiſter ſein will, muß
eben Geſell bleiben und Vorgeſetzte haben ſein Leben lang
Allein da ihnen Geldſachen durch die Hände gehen, mußten
die ſämtlichen jungen Herren Schreiber Bürgen ſtellen; ich
ſelbſt habe kein Vermögen, alſo habt ihr alle wechſelsweiſe
meinen Buben Bürgſchaft geleiſtet, die ſich ineinander gerechnet
auf vierzigtauſend Franken beläuft, dazu waren die alten
Handwerker, die Freunde des Vaters, gut genug! Und wie
meint ihr nun, daß mir zumute ſei? Wie ſtehe ich euch
gegenüber da: wenn nur einer von allen vieren einmal
einen Fehltritt, einen Leichtſinn, eine Unvorſichtigfeft be
geht

GFortſezung folgt.
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Dann heißt es weiter: „Gerade weil wir lange vor
der Kri nung den nach unſerer Ueberzeugungdauernd die zie hungen der lker vergiftenden For
derungen unſerer Jmperialiſten und Militariſten entgegen

ts der Pariſer
e unſere timme erhen und uns insbeſondere an die 4 der Länder

m mit denen ſich Deutſchland im Kriege befunden

Der Widerſpruch gegen die Pariſer e e wird in
den Hauptpunkten begründet und daran ſchließt ſich die
Kutzanwendung: Wir als Pazifiſten wünſchen den Völker
ftieden und ſehen in den Pariſer Beſchlüſſen nur eine Nähr-
zuelle für den Völkerunfrieden. Bleiben ſie unverändert,
ſo muß die Brrr für Deutſchland die ſein, daß immer
wachſende ichten des Volkes aus Verzweiflung ent
weder dem Natonalismus oder dem BVolſchewismus in die
Arme werfen oder einem alle Produktion lähmenden
jalismus verfallen. de dieſer drei Möglichkeiten iſt für
das r Europa nicht weniger ſchlimm als für Deutſch
land ſelbſt.

Das Schreiben läuft aus in einen Apell an die Pazi
fiſten der übrigen Welt und in die Bitte an das Jnter-
nationale Bureau, dieſe Kundgebung mit möglichſter Be-
leunigung zur Kenntnis der ihm angeſchloſſenen paziwen Organiſationen zu bringen.

der Kampf gegen die Reichsfarden.
Bekanntlich wurde von den Mehrheitsparteien der Na

tionalverſammlung in Weimar die ſchwarz- weißrote Fahne,
das Symbol der geſtürzten Hohenzollernheezrſchaft, beſeitigt
und durch die ſchwarzrot-goldene Fahne, die W die
Fahne des 48ziger Sturmjahres geweſen war, e

eit einiger Zeit laufen die Rechtsparteien gegen die Reichs
ſarben Sturm, und mit Behagen wird ein Artikel der ſpa-
niſchen Zeitung „Dia rio de Galizia“, zum Abktruck gebracht,
in dem der „weltbekannten Flagge ſchwarz-weiß-rot“ eine
huldigung dargebracht wird und an deſſen luß es heißt:

in aller Welt bekannte Flagge muß von der
deutſchen Republik aufrecht erhalten werden. Wir be
tonen di?s, weil uns zu Ohren gekommen iſt, daß der Vor
ſchlag gemacht iſt, dieſe Fl zu ändern. Es gibt
ges die weder monarchiſ r gen ind.
ie verſinnbildlichen einf nd, u iestrifft auf Deutſchland zu. wie die Flagge iſt, iſt ſie

bekannt, bewundert und in der ganzen Welt aufgenom-
men. ird das auch der Fall ſein, wenn man ſi jetzt
ändert? Nein, denn dann wird es F um eine neue

andeln ohne Tradition, ohne feſten Boden; eine
agge,
runde keine Sympathie entgegenbringen wird.“
Es handelt ſich in dieſem Artikel wie erſichtlich, um dieVeibehaltung der ſchwarz-weiß-roten Fahne für die Handels

flotte. Der Eifer, mit dem ſich das ſpaniſche Blatt ger
ausſpricht, wird ſelbſtverſtändlich von ſeinen nationaliſtiſchen
G ſinnungsfreunden mit Begeiſterung begrüßt. Wir
können nicht behaupten, für die Fahne der geſtürzten Mon-
archie auch nur die mindeſte Sympathie zu empfinden, und
die Leidenſchaft, mit der ſich die deutſchen Parteien der
Regktion für ſie einſetzen, mutet recht lächerlich und über
flüſſig an. Die Deutſche Volkspartei veröffentlicht für die
Pr. ußenwahlen ein Flugblatt, daß in gewaltige
Sie Ueberſchrift ar in Not“ trägt. a beweglichen
Verten wird die ſozialdemokratiſche Mißwirtſchaft, die ſeit
zwei Jahren auf Preußen laſtet. beklagt, ohne daß der
Flugblattverfaſſer an die inbrünſtigen Bitten denkt, mit
denen dieſelbe Deutſche Volkspartei die r
am ihre Mitarbeit im Reiche b. ſtürmte. Jerſchlagen iſt die
Autorität des Staates, ſo heißt es in dem Aufruf, erſchüttert
ie Majeſtät des Geſetzes. Das i nur n wahr; die
Autorität des Rechts iſt in einer Weiſe erſchüttert, wie wir
s nie zupor in Deutſchland erlebt haben. Wer hat aber
ieran Schuld? Seit mehr als zwei ren häufen ſich die
endenzurteile der Gerichte gegen die Arbeiterſchaft. undvährend notoriſche Mörder S ausgehen, finden für

zeringfügige Vergehen von Arbeitern ſtets Ankläger und

Schul

präſidenten der Rheinprovinz

Miquel,ie an nichts erinnert und der man aus dieſem ernennen. Wilhelm l. war dagegen. In dieſer Beratun
ſagte der Staatsminiſter Gra

ttern

T
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Ver neueſte Juſtizſkandal, der ausger
renzlau ge

wird, iſt hierzu eine treffende lluſtrier:Während die ründer geheimer e hie in
uns die Gefahr ſchwer ter Konflikte mit dauſbeſchwörendt h er Entente hern Anklagezuſtand verſetzt wertwerden Leute wegen Ei e vweh, die den
Vorſchriften des Entwaffnungskommiſſars folgten und die

en ablieferten, auf mehrere Monate ins Gefängnis geſchl'ppt. Derartige Vorfälle müſſen allerdings die Raſeſtat
des Geſetzes aufs empfindlichſte erſchüttern.

Kein Schulgeld für Volksſchulen!
57 amtliche preußiſche Preſſedienſt ſchreibt:

urch eine Anzahl kleinerer Blätter geht die irreführende Notiz, daß die Regierung ernſtiich t dem Ge
danken umgehe, in den Volksſchulen die Erhebung von

eld einzuführen. Obwohl der „Vorwärts“ bereits
darau hingewieſen hat, daß dieſe Nachricht falſch iſt, ſei, um
ihr zit den Garaus zu machen, auch noch amtlich
feſtgeſtellt, daß die preußiſchj Regierung an die Erhebun
von ilgeld in den Volksſchulen nicht gedacht hat, und da
eine ſolche Erhebung für ſie auch nicht in Frage kommt.

Die Ueberſchichten im Ruhrrevier.
Der Vorſtand des BergarbeiterVerbandes äußert uUeberſchichtenabkommen folgendermaßen: bort ſuh dem

Durch die Preſſe geht die Nachricht, daß am Sonntag eine
Konferenz der Vertrauensleute unſeres Verbandes zur Ueber
ſchichtenfrage Stellung genommen und beſchloſſen habe, das Ueber-
ſchichtenabrommen zu kündigen und nicht zu erneuern. Dieſe Nach

richt iſt irreführend; denn es hat eine ſolche Konferenz für das
ganze Ruhrgebiet noch nicht ſtattgefunden. Jnfolgedeſſen liegt
auch noch kein endgültiger Beſchluß in dieſer Frage vor. Zuge-
geben ſoll aber werden, daß eine Reihe von Zahlſtellen- und Be
legſchaftsverſammlungen ſowie auch einzelne Bezirkskonferenzen
ſich mit dieſer Frage beſchäft.gt und die Einſtellung der Ueber-
ſchichten verlangt haben. Die Verhandlungen darüber ſind aber
noch nicht abgeſchloſſen. Der Vorſtand wird in allernächſter Zeit
zu dieſer Angelegenheit Stellung nehmen. Maßgebend dabei
werden auch die Entſchließungen ſein, die auf der Jnternationalen
Konferenz in London gefaßt worden ſind. Des werteren teilt
der Verbandsvorſtand in einer Erklärung mit, daß mit der Re
gierung Verhandlungen eingeleitet ſind, die in den nächſten Tagen
zum Abſchluß kommen dürften und bezwecken daß die Ausgabe von
Lebensmitteln und ſonſtigen Zuwendungen nicht mehr auf den
Zechen, ſondern durch die Konſumgenoſſenſchaften erfolgen wird.
Es iſt in Ausſicht genommen, dieſe Neuregelung ab 1. März d. J.
in Kraft treten zu laſſen.

Wie man mit S. M. umging.
Am 14. Tehrner Hort das vwroußiſche Staats

miniſterium über die Wiederbeſetzung der Stelle des Ober
Es wollte den damaligen

Oberbürgermeiſter von Frankfurt a. M. Dr. Johannes
en nachmaligen preußiſchen Finanzminiſter, dazu

Herbert von Bismar
önhauſen, man ſollte gegenüber Wilhelm II. die B

denken gegen deſſen Wunſch, einen anderen zu ernennen,
überhaupt lieber nicht geltend machen,

„da man doch dem Wunſche Seiner Majeſtät zu entſprechenbereit ſei. Andernfalls würde das Staatsminiſterium den
Schein auf ſich laden, als ob es unnötig Schwierigkeiten
mache, denen eine entſcheidende Bedeutung nicht g. mme,und damit für die Zukunft das Gewicht ſener edenken

abzuſchwächen“.

Wenige Tage vor dem Sturz ſeines Vaters hatte alſo
Bismarck nicht den Mut, in einer ſolchen Sache

ilhelm II. auch nur zu widerſprechen, ſelbſt wenn er ſich
ihm fügen wollte. So hat miniſterielle Feigheit von Anfang
an den Größenwahnſinn Wilhelms II. ins Unendliche
wachſen laſſen. Jſt es da ein Wunder, wenn Wilhem II. 5
zu der Landplage auswuchs, die er ſchließlich geworden iſt?

Preußen muß gerettet werden
Unter den zahlloſen Flugblättern, mit denen die

reaktionären Parteien gegenwärtig das preußiſche Volk über
ſchütten, verdient ein Pamphlet erwähnt zu werden, als
deſſen Urheber die Deutſchnationalen verantwortlich

7 Aus den einleitenden Abſätzen geht klar hervor,
ß die Preußenwahl für die Rechtsparteien von geradezu

fundamentaler Bedeutung iſt, ſoll ſie doch die Brücke für dere eng darſtellen, der zur h v er Re.
gierung f hrt zunächſt etwa nach dem Muſter der gegen

wärtigen i rezztmng, um ſchließlich in ein konſer-
vatives Platz altertumfürkünftige Hohen
zollern einzumünden. Jn dem x iſt ſehrviel von Kultur und Geſittung, don Kunſt und Wiſſenſchaft
die Rede, denen der gegenwärtige blutige Dilletantismus
er re des preußiſchen Kultusminiſters Häniſch
egenübergeſtellt wird. n erinnert ſich in dieſem Zu
ammenhang gern an die Ausführungen, die ein konſer

vativer Jarteiführer kürzlich in der „Konſervativen
Monatsſchrift“ machte und in denen er unvorſichtig genugausplauderte, daß man im alten Preußen die Künſte
und Gelehrten gewiſſermaßen als Sonderlinge und
komiſche Käuze duldete und ein beſcheidenes Daſein
führen ließ. Der Ausſpruch, ein preußiſcher Kavalleriehaupt.
mann ſei fähig, jedes beliebige Amt zu verwalten, habe fürW volle Bedeutung gehabt. e ſcheint an der Zeit
die Konſervativen zu fragen, wie ſie ſich zu dieſen Ausfüh-
rungen ſtellen, und man braucht nur die Rolle zu ver
gleichen, die W der Kunſt, der Wiſſenſchaft, der Schule
uſw. im alten und im gegenwärtigen Preußen ſpielten, um
feſtzuſtellen, auf welcher Seite die wahren Kulturbeſtrebun
Fa zu finden ſind. er ſtellt das deutſchnationale
Flugblatt an ſeine harmloſen Leſer die Frage: „Wer hat
die Zeitungen in den Händen, wer will Euch
leiblich und ſeeliſch verderben?“ Wer die
Zeitungen in Händen hat, könnten die Deutſchnationalen
leicht erfahren ſie brauchten ſich hierzu nur bei ihrer
Schweſterpartei, der Deutſchen Volkspartei, zu er-
kundigen, und dieſe wird nicht verfehlen, mit Stolz auf ihr
ſührendes Mitglied, Herrn Stinnes, den deutſchen Zeitungs
magnaten, V een und den Fragern die hoffentlich be-
friedigende Antwort zu erteilen. Wenn die Deutſchnationa-
len den Ruf anſtimmen: Preußen muß gerettet werden, ſo
haben wir gegen dieſe Wahlparole nicht das mindeſte ein
zuwenden. enn es bisher gelungen iſt, Preußen aus dem
reaktionärſten in das fortgeſchrittenſte Staatsgebilde umzu-
wandeln, ſo haben wir nur alles Jntereſſe daran, dieſen
Entwicklungsprozeß durch deutſchnationale Jntermezzis nicht
hemmen zu laſſen. Die preußiſchen Wähler, die den Wunſch
nach Rettung Preußens erfüllen wollen, haben dement-
ſprechend die Pflicht, ihre Stimme der Sozialdemokratiſchen

rtei zu geben.

Abgebrochener Streik. z
Arbeitnehmer der Bluſen u
den Streik abzubrechen und die Arbeit in
heute wieder aufzunehmen. Der Streik in

Ax le Vell.
Georg Kaiſer verurteilt.

Aus München wird unter dem 15. Februar gemeldet: Jn dem
Prozeß gegen den Dichter und Schriftſteller G Kaiſer und
ſeine Frau wurde ſoeben das Urteil geſällt. rg Kaiſer
wird wegen Unterſchlagung in drei Fällen zu einem Jahr Gefäng-
nis verurteilt, worauf vier Monate Unterſuchungshaft in Abrech
nung kommen. Margarete Kaiſer wurde von der Anklage wegen
Unterſchlagung und des Diebſtahls in einem Falle freigeſprochen,wegen eines Diebſtahls in einem anderen zu vier Monaten

Gefängnis verurteilt, worauf ein Monat Unterſuchungshaft in
Abrechnung kommt. Georg Kaiſer wird für die Strafe von ſechs
Monaten, der Margarete Kaiſer für die ganze Strafe Bewäh-
rungsfriſt zugebilligt.

Berlin. Ueberfall. Laut „Voſſ. Zig.“ wurde in Lands-
berg a. d. Warthe der Hauptmann Benkwitz aus Berlin, der in
einer Verſammlung der Deutſchnationalen Volkspartei r
hatte, auf dem Heimwege von Kommuniſten durch Meſſerſtiche
und Schläge über den Kopf ſchwer verletzt. (Die Meldung iſt mit
Vorſicht zu genießen. D. Red.)

Siegen, 15. Februar. Ganz wie vor 300 Jahren! Eine
Räuberbande ſchlimmſter Art, die ſeit Ausbruch der Revolution
im Siegerland und Weſterwald unter Androhung des Erſchießens
bei Landwirten ganze Ladungen Mehl, Getreide uſw. erpreßte,
wurde hier verhaftet. Die Verbrecher, deren Hauptanführer ein
Gaſtwirt und ein Techniker waren, ſind ſämtlich im Siegerland
und Weſtecwald wohnhaft.

einer Verſammlung der Berliner
Kleiderkonfektion wurde beſchloſſen,

imtlichen Betrieben
Herrenlonfektion

Keine Feulleim.
Mt dem Rade in den 20d.

Zu dieſem Artikel in der MittwochsNummer ſchreibt uns
ein Mitarberter der Volksſtimme:
Ueber dieſe traurige Begebenheit gibt es noch verſchiedene
Lesarten. Wenn ich nicht irre, iſt der Vorfall 1898 geſchehen.
Ich war zwei Jahre darauf in Norwegen auf einer Fußtour von
Odde nach Chriſtiania. Von Odde aus g ng ich den Fluß, der ſich
hier in den Fiord ergießt, aufwärts und lam auch zu der Stelle,
wo nach der von Wilhelm II. und dem Offizierkorps der „Hohen
zollern“ err.chteten Gedenktafel der Leutnant von Hahnke ver
unglückt ſein ſoll. Die Darſtellung der Gegend, die die von
Ihnen abgedruckte Abhandlung aus dem „Strand Magazine“
bringt, iſt nicht ganz zutreffend. Neben der nur ſchmalen und
keilen Fahrſtraße tobt der Fu Felsgeröll dahin. Der
Lotefoß (Foß heißt norwegiſch Waſſerfall) liegt weiter oberhalb
dieſer Stelle, ſo daß es unzutreffend iſt, daß Hahnke von der
Spitze der den Waſſerfall umgebenden Felſenwand herabgeſauſt
ſein ſoll. Die Unfalllegende beruht darauf, daß Hahnke auf der
ziemlich ſteilen Straße mit ſeinem Rade heruntergefahren ſei,
die Gewalt über das Rad verloren habe und bei einer Biegung
der Straße in den Fluß geſauſt ſei. Wenn auch nicht
kehr groß iſt, ſo hat doch hier ſein Waſſer große Gewalt, ſo daß

lemand, der hinernfällt ſchwerlich lebend wieder herauskommt.
Mich intereſſierte natürlich die Stelle, weil ich wußte, daß man
vor zwei Jahren in Berlin von einem Selbſtmord unter be
ſonderen Umſtänden erzählte. Es ſchien mir nach der örtlichen
Lage ein Unglücksfall völlig ausgeſchloſſen. Später ſprach ich in
der in der Rähe belegenen Ortſchaft Hildel beim Landbündler
mit Ortseinwohnern über die Sache. Es wurde mir da erzählt,
der deutſche Leutnant habe mit dem Kaiſer eine „ſchwere Sache
dorgehabt, und den ſeltſamen Geſetzen der deutſchen Offi
ziere habe ex den Selbſtmord verüben müſſen. Daß der Selbſt
word im Beiſein anderer Offiziere geſchehen iſt, iſt mir damals
nicht mitgeteilt worden. Ich glaube nicht daran, denn ich hätte
honſt darüber von den Einwohnern ſicher etwas gehört. Als
nir ſzätez von meinen Bekannten in Chriſtiania allerlei inter

nationale Karikaturen über den Kaiſer gezeigt wurden, kam ich
auf die Hahnkeſche Sache zu ſprechen, Einer meiner Bekannten,
ein norwegiſcher Sch ffsreeder, erzählte mir folgendes: Auf der
Hohenzollern ſei es manchmal hoch hergegangen. Bei einer
ſolchen Gelegenheit habe der Leutnant von Hahnke in feucht-
fröhlicher Stimmung einen Moment die Ehrfurcht vor dem Ka ſer
vergeſſen. Dieſer habe ihn angefahren: „Aus meinen Augen
elender Knecht!“ und mit dem Zerbrechen des Säbels gedroht,
worauf Hahnke erwiderte, des Kaiſers Adel ſei nicht älter als
der der Hahnkes und dem Kaiſer eine Ohrfeige gab. Hahnke
wurde abgeführt und ihm von ſeinen Kameraden bedeutet, es
blebe ihm nur ein Selbſtmord übrig. Es wurde ihm Gelegen-
heit gegeben, mit einem Rade davonzugehen, wobei man die be-
ſtimmte Erwartung ausſprach, ihn lebend nicht wieder zu ſehen.
Jn Norwegen ſei die Sache zwar bekannt geworden, da aber der
Kaiſer als regelmäßiger Beſucher des Landes, der den Retrſe-
verkehr belebt habe, dort beliebt ſei, hätten die Zeitungen das
ganze Vorkommnis totgeſchwiegen auch der gewöhnliche aus
ländiſche Touriſt erfährt darüber nichts. Ob dieſe Schilderung
meines Bekannten zutrifft war ſchwer feſtzuſtellen. Soviel ſcheint
jedoch richtig zu ſe.n, daß der Kaiſer unberechtigt den Leutnant
reizte, ſo daß dieſer ſich an ihm in der Erregung vergriff, daß
dieſes „Verbrechen“ an der geheiligten Majeſtät nur durch den
Tod des Sünders geſühnt werden konnte und man zur Erreichung
dieſes Zweckes und um den Kaiſer nicht zu blamieren, einen
Unglücksfall vortäuſchte, zu deſſen Ausführung der bedauerns-
werte Leutnant infolge der ſchnurrigen Ehrbegriffe dex Off ziere

bereit war. F. Sch.
Anpaſſung der Planktontiere an das Waſſerleben.
n der letzten Sitzung des r Vereins fürSachſen und Thüringen, die im Zoologiſchen r der

Univerſität ſtattfand, ſprach Herr n Dr. Alverdes
über die „Anpaſſung der Planktoptiere an das
Waſſerleben“. Konſerviertes Material, Bilder und Skizzen
ergänzten den intereſſanten Vortrag.

Zunächſt bewrach Redner die Begriffe der Zweckmäßig-
keit und der Anpafſung. Er betonte, daß es eine Ver-
armung unſerer Vorſtellungswelt bedeuten würde, wenn wir die

r der in der Natur uns auf Schritt und Tritt begeg-
nenden Zwecmäbigkeiten ganz aus der Forſchung verbannen u

nyr mehr die Erörterung meß- und wägbarer Urſachen und Wir-
kungen zulaſſen wollten, wie dies die ſtreng kauſale Richtung
fordert. Nachdem kurz der verſchiedenen Theorien gedacht worden
war, die die Zweckräßigkeiten in der lebenden Welt erklären
ſollen, wurde genauer auf die mannigfachen Anpaſſungen der
Pianktontiere an ihr heimi,ches Element eingegangen. Jm
„Plankton“ tut ſich eine auch dem Laien hochintereſſante Wunder-
welt kleiner und kleinſter vflanzlicher und tieriſcher Zebeweſen
auf, die ſich entweder aktiv durch das ſie umgebende Waſſer be
wegen oder ſich auch willenlos von der Strömung treiben und
tragen laſſen. Die Planktonten mit Eigenbewegung hat Haegel
auch mit „Nekton“ bezeichnet. Zuerſt hat ſich Johannes Müler
um 1845 mit der intereſſanten Lebewelt eingehender beſchäftigt.
die je nach der Art und Tiefe des Waſſers höchſt verſchieden ſein
kann. Wichtig iſt es für die Forſchung, dem Problem der Schwebe
fähigkeit der Organismen nachzugehen, die an ſich meiſt ſchwerer
als das Waſſer ſind. Jhm gleich an ſpezifiſchem Gewicht oder
leichter können ſie durch Gehalt an Fett, Oelkugeln oder Gaſen
werden. Auch Oberflächenvergrößerungen durch Schwimmglocken,
Schwebfortſätze oder Borſten kommen den Planktonweſen zu
ſtaiten. Freilich können ſolche Schwebbilfen der Eigenbewegung
auch hinderlich werden. Bei einem Kleinweſen (Ceratium tripos)
beobachtet wan die merkwürdige S daß es beim Kälter-
werden des Waſſers ſich der Schwebfortſätze als unnötig entledigt,
dieſe bilden ſich in wärmerem Waſſer wieder neu. Eine Ver
treierin der Röhrenquallen (Velella) hat ein luftdurchzogenes
Segel ausgebildet, durch das ſie weitergetrieben wird. Bei
Kleinkreb, en findet man Oelkugeln als Schwebmittel, manchmal
auch Fiederborſten, und auch die Jugendformen der höheren Krebſe
haben Schwebſtacheln. Die Tintenfiſche bewegen ſich durch den
Rückſtoß des ausgepreßten Atemwaſſers, wobei die Schwimmrich
tung durch die Haltung des Ausſtoßrohres geändert werden kann.
Wirbeltiere bewegen ſich meiſt aktiv im Waſſer, ihre Eier da
gegen treiben rein poaſſiv dahin, manche tragen auch Schwebvor-
richtungen. Hochintere ant iſt die Wechſelbeziehung zwiſchen
Auge und Ruderfüßen (Antennen) bei dem bekannten Waſſerfloh
(Daphnia), was der Vortragende ausführlich darlegte. Mancherlei
Gedanken hat man ſich über die Anpaſfung und Zweckmähßigkeit
der Färbung der Planktontiere gemacht, ohne jedoch zu über
zeugenden Ergebn'ſſen gelangt zu ſein. tiefer der Forſcher
überhaupt in das mannigfache Leben der Natur eindringt. um ſo
mehr wird es ihm klar. daß noch viele Probleme der Löſung harren
und die Welträtjel längſt noch nicht gelöſt ſind.

Provinzialmuſenm. Mittwoch, den 16. Februar, 8 Uhr
abends: Muſeumsabend. „Wiſſenſchaft, Religion und Weltbild
in der Vorzeit?“ Eintritt frei.



15. Februar. Doppelmord. Auf der Straße
im nach Paehl wurde geſtern nachmittag ein Auto an-

getroffen, deſſen beide Jnſaſſen durch Schüſſe getötet waren.Nähere Vnga n fehlen noch.

Hirſchberg (Schleſien), 15. Februar. Der Doppelmord
s Schloß Klappelsdorf. Wegen des Doppelmordes auf

chloß Klanpelsdorf iſt dem Boten aus dem Rieſengebirge zuine der Onkel der ermordeten Rittergutsbeſitzerin, ein gewiſſer

Peter Grupen aus Berlin, unter dem dringenden Verdacht der
Täterſchaft verhaftet worden. Die ſechzehnjährige Beſitzerin des
Schloſſes, Dorotheg Rohrbeck, alleinige Erbin von drei Ritter-
gütern, wurde von dem Dienſtmädchen in ihrem Zimmer durch
mehrere Schüſſe in Hals und Bruſt verletzt tot aufgefunden. Jmſelben Zimmer wurde die auf dem Schloß zu Beſuch weilende
zwölffährige Conuſine der Rohrbeck, Urſula Schade aus Berlin, mit
efnem Schuß über dem rechten Auge ſchwerverletzt aufgefunden: ſie
iſt zwei Stunden darauf ihren Verletzungen erlegen. Jn demſelben
Zimmer fand man einen Damenrevolver. der jedoch noch geſichert
war. Jn der Taſche der Schade wurde ein Brief an ihre in Ber-
lin wohnende Großmutter aufgefunden in dem das Kind mitteilt,
daß es die Rohrbeck und dann ſich ſelbſt erſchießen werde. Der
nunmehr verbaftete Grupen hatte gleichfalls zu Beſuch auf dem
Schloſſe geweilt.

CCACCS—SACSSSS So

Literatur.
„Stoatsbankerott oder ſozialdemokratiſche Steuerpolitik.“

Unter dieſem Titel erſchien ſoeben bei der Buchhandlung Vor-

von Fen wärts, Berlin SW. 68. etne degachtenswerte Schrift von Guſtav
Peters mann (Preis 1.50 M.), der ſich darin entſchieden
für die Durchführung der von den Sozialdemokraten in der Reichs
regierung verfochteſten Steuerpolitit einſetzt. Er zeigt die wirt-
ſchaftlichen und politiſchen Vorausſetzungen in der Finanzwirt-
ſchaft nach dem Kriege. Ausführlich geht er auf die Not
wendi ein und kennzeichnet dabeidas Verhalten der reakt onären Parteien, die ſich hartnäckig gegendie ten des Beſitzes gewehrt haben. Jn volkstümlicher
Schreibwei'e und durch ein umfangreiches Tatſachenmaterial malt

ſich in dieſer Schr'ft die rieſengroße Not der deutſchen Volks-
wirtſchaft, die unweigerlich zum Staatsbankerott führen muß,
wenn die Beſitzenden nicht raſch und durchgreifend zur Erfüllung
ihrer Steuerpflicht gezwungen werden.

G

Keueſte Nochtichten und Telegramme

Die elſaß-lothringiſchen Penſionen.
Berlin, 15. Februar. Jm Auswärtigen Amt hat geſtern der

Austauſch der Ratifikationsurkunden zu dem zwiſchen Deutſchland
und Frankreich abgeſchloſſenen Abkommen über die Zahlung der
elſaß-lothringiſchen Penſionen vom 3. 3. 20 ſtattgefunden

Die Veröffentlichung des hierauf bezüglichen Geſetzes und des
Wortlauts des Abkommens im Reichsgeſetzblatt wird binnen kurzer
Friſt erfolgen.

Die amerikaniſchen Milchkühe kommen.

Verlin, 15. ruar. Die techniſchen und finanziellenrigkeiten, die ſich bisher einer glatten Löſung der Lehren

gelegenheit der amerikaniſchen Milchkühe entgegenſtellten, konnten
nunmehr in der Hauptſache behoben werden. Der Miniſter für
Ernährung und Landwirtſchaft war in der Lage, die erforderlichen
Mittel für den Seetransport der Kühe zur Verfügung zu ſtellen
und ſeine Ermächtigung zur Abſendung folgenden Telegramms an
das amerikaniſche Hilfskomitee zu geben:

„Schiffsraum wird durch uns gechartert. Der nächſte Trans,
port wird vorausſichtlich durch die Weſt Arrow ausgeführt werden.
Weitere Nachrichten folgen. Auslandshilfe.“

Veramwortlich Für Politik, Partemachrichten und Gewerkſchaftlichèee Vanl
Täumel; „Aus dem Stadtkreis* und Feuilleion Willi Lan-ke; fürProv e nz und den übrigen redaktionellen Teil Hans Härz für die Inſerate
Wilhelm Herzig; ſämtliche in Halle. Druck und Verlag der VolRsſtimme

G. m. b. zu Gr. Ulrichſtr. 27.

Lebensmittel-Kalender.
Weizengries und Milchſüßſpeiſe. Diejenigen Jnhaber von

Kleinhandelsgeſchäften, welche Kundenliſten eingereicht
werden aufgefordert. bei den von ihnen gewählten Großfirmen den
in der nächſten Woche zum Verkauf gelangenden Weizengries und
Milchſüßſpeiſe vom 17. bis 19. Februar abzuholen. Vekannt.
machung über Regelung des Verkaufs ſpäter.

m „vJ—m—wwmmWWWWWWAmtliche Bekanntmachungen. Stadt Theste: ſwvſſBekanntmachung Donnersteg, d. 10. Febr. I fſſ P das Ei
22 1 JFundſachen Verkauf. Gemeind S agtg arbeit er Corregioer oe emeinde un Katsarbeiter. treue Ervies Rabaren am Pinieenſtia ze 1. öffentl. Jerſteigerung von Fundzegenſtänden e van den Müiigliedern des Verbandes der egen S u vatt. Herende a Sugeebee n e den Il kän J Il Ieuemn PFreitag zwiſchen 12 und 1 Uhr mittags kommen einige h e Reperton vier Ver
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Der Vorſtand des Verbandes der Gemeinde u. Stagtsarbeiter San ver eBekanntma un Halle 8. S., O olid Ansführ. i ſch P Reuregel!a r re Gozialdemokratiſche Partei et 3 5r den v rn e 7 n t W e Wahlbüro für die Mansfelder Lande aſührt 4
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e veröffentlichten Artikel der Abelangelegenheit wurde m Far Wieſer ver 2 di halkabchcpren RomHeimliche mein Name mit dieſer Angelegenheit in Verbindung önemonn b Ganz h Stärken e M ehe
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Sie sich ötten, men cndene Hilfo! gebrachten Abelangelegenheit habe ich nichts zu tun n n Schwedenbücklinge re r
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Gr. Vnedetrabe 231 e n e



z e, Mittwoch, 16. Februar 1921.
T Pvane) Amgelegendelten

Sozialdemokratiſcher Verein Halle.

die für Donnerstag abend in Wilsdorfs Geſell
neu haus geplante Verſammlungfällt aus. Dafür

m dringende Wahlarbe ten ſtatt, wozu ſich alle Mitglieder und
inde unſerer Sache ſofort bei den Diſtriktsführern melden
len.
Ebenſo wollen ſich die Genoſſinnen und Genoſſen zur Mitarbeit
Pahltage ſchnellſtens bei den Diſtriktsführern oder im Wahl

Gr. Ulrichſtraße 27, melden.g des
äber I Ditrikt s und 8a. Mittwoch, den 16. Februar, abendsun Bernhardyhalle wichtige Sitzung. b 8 Avr

e Mart Diſtrik Eröll Die Genoſſen werdetwoch abend wert und 9 h die Flugbla 53 zur
Kraft J eilung kommen, im Diſtritislokal abzuholen.

Der Diſtriktsführer.

ing des An de s dem 6tudtkrels
der hier

r einen Halle 16. Februar 1I921.
5u Re frelgewerkſchaftliche Veamtenbewegung.

rde
Unter I Der Bund der techniſchen Angeſtellten und Beamten hatte

Anklage ennerstag, den 10. Februar 1921, eine Gemeindetechniker-
afgeſet- ſammlung nach Bauers Reſtaurant einberufen, die von den

endetechnikern der Stadt Halle zahlreich beſucht war.
och frei desſekretär Horn boſtel (Berlin) ſprach über die „frei

verkſchaftliche Beamtenbewegung“.
Kach einem kurzen geſchichtlichen Ueberblick über die
antenbewegung“ unter der Monarchie, erläuterte der Refe

außer I die Beamtenbewegung von der Revolution bis jetzt. Während
ndos I Mder erſten Zeit, im Frühjahr 1919, ſich unter der Beamten-
rs Dt, i das unverkennbare Beſtreben zeigte, mit der Arbeiterſchaft
prozeß. Feinſam in allen Fragen vorzugehen, hat nach den Reichstags

einer hen ein deutlicher Ruck nach rechts eingeſett.
Orga- meiſten reagiert haben auf dieſe Bewegung die Gemeinde
iſt Be NnienOrganiſationen, die heute den rechteſten Flügel
usſicht Deutſchen Beamtenbundes bilden. Der „Bund der techniſchen

peſtellten und Beamten“ hatte im Frühjahr v. J. zuſammen
dem „Verband der Berufsfeuerwehrmänner“, dem Deutſchen

ärtigen tmeiſterVerband“ und dem „Verband der Polizeibeamten“
erhand Verſuch gemacht, in einem Kartellverhältnis mit dem

chrem bmaunalbeamten-Verband Preußens“ die Beamtenſchaft zu
tſchaft- Zuſammengehen mit den freien Angeſtellten- und Arbeiter

h nicht riſationen zu erziehen. Dieſer Verſuch ſcheiterte an der
Stand reaktionären Haltung der Führer des
erklätt ununalbeamten-Perbandes. Nach einer ganzen

Gold, recht unerquicklicher Auseinanderſetzungen mußte daher im
llionen Äenber v. J. dieſes Verhältnis wieder aufgelöſt werden.
e aber die drei genannten freigewerkſchaftlichen Organiſationen der

hniker, Werk meiſter und Feuerwehrmänner
en ſich jetzt mit dem „Zentralverband der Ange-

der

rn ſein
bereit, Nllten“ und dem „Staats- und Geneinde-
gleich Poeiter-Verband“ zu einer „freigewerkſchaftlichen

n über Meitsgemeinſchaft kommunaler Arbeitnehmerverbände“ (Faka)
t einer Wiumen. Der grundſätzliche Unterſchied zwiſchen der „Faka“
ge, die R den GemeindebeamtenVerlernd beſteht in der Stellung-
eſünd ine zu den Wirtſchaftsfragen. Der Gemeindebeamten-Ver-
re d glaubt zu Fragen der Wirtſchaftspolitik nur dann Stellung

ken zu müſſen, wenn ſie den Beamten an ſich berühren, und
n die Stellungnahme nicht kollidiert mit irgend welchen

ſitſſchen Parteien. Er will auch mit den Arbeiter und Ange-
ſenOrganiſatignen zuſammengehen, jedoch nur von „Fall
Fall und dann je nach der Konjunktur mit allen Rich-
zen der übrigen Arbeiterſchaft, ein Standpunkt, der dem der
tſh-Dunckerſchen Gewerkſchaften ſehr nahe kommt. Jm Gegen

zu dieſer ſehr bequemen Auffaſſung ſind die freien
werk ſchaften der Meinung, daß wirtſchaftspolitiſche
gen in den Gewerrſchaften zu behandeln ſind, weil bei Be

ige An
k Poin

llſchaft

edens
n, daß dung dieſer Fragen die wirtſchaftliche Abhängigkeit
it, als Perſon eine entſcheidende Rolle ſpielt. Die freien Gewerk-
n Sieg ſten faſſen ihre parteipolitiſche Neutralität dahingehend auf,
7 ſie zu Wirtſchaftsfragen ohne Rückſicht auf politiſche
hängig rteien, von reinem Arbeitnehmerſtandpunkt aus Stellung
Hand nen. und dieſe ſo gewonnene Stellungnahme ſowohl von ihren
jwäher Mreriſchaften aus, als wie durch die Mitgliedſchaft in den ein
Chäp ren politiſchen Parteien zur Durchſetzung zu bringen verſuchen.

dieſer Erwägung heraus ergibt ſich, daß Arbeiter, Ange
hie und Beamte in Wirtſchaftsfragen als einheitliche,
P öloiſene Front zueinander gehören, da ſie alle drei,
detnehmer im weiteſten Sinne des Wortes ſind.

ediger die Gemeindebeamtenverbände ſind eine Betriebsorganiſa
e wißt n mit dem Grundſatz, daß jeder im Gemeindedienſt Tätige in
bgleich er Linie Veamter ſei und erſt dann Angehöriger einer be-
Tr inten Berufsgruppe. Demgegenüber ſind wir der Meinung,
vor der Beruf zunächſt das maßgebende für die ſpätere Stellung
e An Veamter iſt und daß die richtige Wertung der in der Minder-
völlige befindlichen techniſchen Berufsgruppen nicht erfolgen kann in

er großen Sammelorganiſation, ſondern daß eine gerechte
tung der techniſchen Arbeit nur möglich iſt in einer Arbeits
einſchaft der Berufsorganiſation. Als markantes Beiſpiel

daß

zu er

kann. ier ſich en hier die Lehrergewerkſchaften gelten, die nie
gehr- R den Anſchluß an eine Verwaltungsbeamtenorganiſation ge

wurde R baben und trotzdem mit großem Erfolg ihre Jntereſſen bei
eſcheit i Veſoldungsreform zur Durchſetzung gebracht haben. Den
nach ewerkſchaftlichen Organiſationen der Arbeiter und Angeſtell

die wird ferner vorgeworfen, daß ſie Gegner des Berufs
in ſie ntentums ſeien. Redner wies eingehend nach, daß
Eiſen
Kanz P rlſchaftlichen Verbände ſchützen voll und ganz die ja auch in

Reſchsverfaſſung verankerten Rechte des Berufsbeamtentums.
ſind nur der Auffaſſung, daß dieſe Rechte nicht Vorrecht einer

er Vorwurf ganz und gar unberechtigt ſei. Die frei

Beilage zur Volksſtimme.
erbeſtimmten Klaſſe von Arbeitnehmern ſein dürfen, ſondern i daß bie des Geſchehens hattAusdehnun g der günſtigen Beamtenrechte in weitgehendem Diktate e ſän n e v

Maße auf Angeſtellte und Arbeiter, alſo alle ü brigen
Arbeitnehmergruppen erfolgen muß. Durch eine
derartige Stellungnahme wird jedoch die Stellung des Berufs-
beamtentums nicht im geringſten erſchüttert. Es beſteht ſomit
gar kein Grund für die Beamtenſchaft, ſich abzuſonde rn von
der übr!gen Maſſe der Arbeitnehmer, ſondern durch die engſte
Arbeitsgemeinſchaft, die auch in dem kommenden Beamtenräte-
geſetz ihren Ausdruck finden wird, muß erreicht werden, daß alle
Berufsgruppen ſich grundſätzlich über die Eigenart ihrer Auf-
faſſung verſtändigen und daß ſie in gemeinſchaftlicher Arbeit zu
ſammen arbeiten und ihre Intereſſen vertreten. Daß dieſer
Weg der richtige iſt, haben die Verhandlungen
im Reichstag über die Teuerungszulagen am
ſchlagendſten bewieſen. Nur durch die Hilfe der
großen Arbeiterſpitzen-Organiſationen iſt es den
Beamten gelungen, die Erhöhung der Teuerungszulagen durchzu
ſetzen. Aehnliche Fragen werden in nächſter Zect in ſolch ſteigen-
dem Maße auf die Beamtenſchaft eindringen und eine Stellung-
nahme von ihr fordern, daß die Entſcheidung der Beamtenſchaft
über die freigewertſchaftliche oder eine andere Richtung unbe
dingt in Kürze fallen mußz, da ſonſt. die Beamtengewer chaften
zur Ohnmacht verurteit werden, und dann vie geſamte
Beamtenſchaft ein Spielball der Behörden und Parlamente ſein

wird, wie ſie es ja leider vor dem Kriege in ſehr
hohem Maße war.

Auch die kommunalen Arbeitgeber haben ſich in ihren Arbeit
geberverbänden und Städtetagen ſtarke Jntereſſenvertretungen

h a

GenossenundGenossinnen!
Heraus zur Wahlarbeit!

Meldet euch unverzüglich bei eurew Di-
striksführer oder im Wahlbureau, Gr. Ul-
richstr. 27. Die Distrikts führer werden um
baldige Abholung des Wahlmaterials er-
sucht, soweit dieses nicht in die Wohnung

bestellt ist.

geſchaffen, denen wir nur gegenübertreten können, wenn auch die
Beamten, Angeſtellten und Arbeiter in einheitlicher, ge-
ſchloſſener Front zuſammenſtehen und nicht in Miſchmaſch
Verbänden, ſondern in Arbeitsgemeinſchaften der
frei gewerkſchaftlichen Berufsorganiſationen.

Die rege einſetzende Ausſprache ergab eine Uebereinſtimmung
mit dem vom Referenten vorgetragenen Gedankengange. Die
Verſammlung war einmütig der Ueberzeugung, daß die nicht nur
politiſch, ſondern auch gewerkſchafts-neutrale Haltung der
Beamtenorganiſationen auf die Dauer unhaltbar geworden ſei
und zu einer klaren Scheidung dränge. Die freigewerk-
ſchaftliche Beamtenbewegung iſt auf dem
Marſche und wird ſich durch keinen Widerſtand
mehr aufhalten.

Kommamiſtiſche „praktiſche“ Tätigkeit im Deutſchenr u. 6.Ein Mitglied des DTAVP. ſchreibt uns endes:
Als Mitglied im Deutſchen Verkehrsbu Transportarbeiter

verband) nahm ich an der Generalverſammlung der Verwaltungs-
c Halle am Mittwoch, den 9. d. Mts., im Volkspark teil. Was

da hörte und We was zu „Veſchlüſſen“ erhoben wurde, das
ſpottete faſt aller Beſchreibung. habe bisher immer angenom-
men, daß man tens in Gewerkſchaftsverſammlungen noch
als Menſch fühlten und danach handeln kann, bin aber in obiger
Verſammlung anders belehrt worden. Zuerſt n nach Eröffnun
der VPerſammlung, eine von kommuniſtiſcher Seite geplante u
durchgeführte Geſchäftsordnungsdebatte ſtatt, deren Wortfübrer
die Mitglieder Bowitzky und Guſtav Schmidt waren. Die-
le währte über eine volle Stunde. Die ca. 300 Anweſenden
tanden Fehtlich unter dem Banne des kommuniſtiſchen Terrors und

der Ausführungen der beiden Redner, die fortwährend in ihren
übereinſtimmenden Anträgen und Nnwürfen v die Verbands
leitung abwechſelten. Ueber 4000 Mitglieder waren der
Verſammlungfern geblieben. Die r wurden
als das Gros der Geſamtmitgliederſchaft am Orte hingeſtellt. Die
Abwefenden ſchalt man als Mitläufer und Jndifferente. Be
r wurde ſatzungswidrig auf Antrag der kommuniſtiſchen

ortführer, daß Angehörige von Mitgliedern mit an der Ver
ummlung teilnehmen konnten. daß weiter zwei wegen gemeinerelikte aus dem Verband ukge ſchloſſene ebenfalls der

Verſammlung mit beiwohnen durften. Ferner wurde ein
Vortrag des anweſenden Bezirksleiters, über eine n wich
tige Verbandsfrage, abgelehnt. Die F7 nicht mögliche und auch
nicht auf der e ſtehende hl von Ortsausſchußdele

erten wurde zur Tagesor Pry9 rer Der wichtige Bericht
über die Geſamttätigkeit der Verbandsleitung am Orte
im Jahre 1920 mußte auf „Wunſch“ der Schreier
innerhalb weniger Minuten erledigt werden. Eine
ſung, von Bowitzky r die Angeſtellten Ko
Schlimme, das arg Mißtrauen r weil er kein Moskau

é geworden iſt und weil er das Amt eines Froviſoriſchen Vor
andsmitgliedes im neuen Ortsausſchuß angenommen hatte, wurde

gngenommen, obwohl auch Bowitzky und Schmidt die Tätigkeit
Schlimmes insbeſondere lobend anerkannten.

Die Wahlen zur Ortsverwaltung wurden ebenfalls ſatzungs-
widrig vo en. gen wie beantragt, per Stimmzettel
wurden au midt die von ihm r enen durntraandheben in Bauch und Bogen gewählt. Ratürlich mit ab

chtlichen Ausnahmen, alles „waſ e“ Anhänger der Mos-
auer Jnternationale. imme wurde als 2. Bevoll

mächtigter nicht wieder beſtätigt, dafür aber ein vorgeſchobener
oſlege aus dem Konſumverein namens Georges. der ſich, wie

icht ugswidrig vorgenommen, ſonachtens nach nicht nur e S e

Man sehe unsere

Spezial-Husstellung

5. Jahrgang Nummer 39
gen ſolche

waren nicht wenig. Damit abernoch nicht gen Unter dem Punkt „Verſchiedenes“ ſtellte Schmidt,
ohne daß die Sache zur Tagesordnung ſtand, den Antrag, der auf-
er kommuniſtiſchen Produktivgenoſſenſchaft 5000 Markt aus
z Mitteln des Ortsverbandes, alſo Mitgliedergelder, zur Verf guyg zu ſtellen. Auch der Antrag wurde zum Veſchinf erhoben.
Jh hatte in jenem Augenblick im Sinne auch für die Partei, der
ich engere einen gleichen Antra ſtellen, denn was einerrecht iſt, iſt dem anderen billig. 9 ken aber davon ao, weil ich
weiß, daß ſolche Beſchlüſſe unſinnig ſind und nie zur Aus rung
kommen können. Es war ein Glück, daß die Polizeiſtur de vorüber
war, denn ſonſt hätte wohl die Verſammlung noch mehr Be
ſchlune rin die in ihrer t r nicht n i ſchädlich ſon-dern auch lacherlich gelten. Pein möchte aber über ſolche Zu
ſtände in einer freien Gewerkſchaft auch heulen und fragt ſich un
willkürlt h wie lange denn ſolches noch in die Erſcheinung treten
wird. Ob benn die Mitglieder, die ſh bisher und auch in
dieſer Verſammlung wieder duckten, die o terroriſierenließen, noch lange in ihrer Lethargie ver re f 9

Jch bin der Anfſicht, ſie müſſen aus ſich herans und ihre Mei
nung ungeniert und klar zum Ausdruck bringen, um dadurch andere
mit ihnen Denkende zu J ndeln zu veranlaſſen, denn

lche Zuſtände ſchreien zum Himmel und müſſen geändert werden.
shalb rufe ich allen beſonnenen Mitgliedern im Verband zu:

Laßt euch in euren Verſammlungen nicht von unverantwertlichen
Maulhelden terroriſieren. ges ihnen, daß ſie nur Schädlinge der

n Organiſationen ſind.Wohl wiſſen die jetzigen Schreier, daß ſie einen unviſzipli
nierten Teil der Mitgliedſchaft mit ſich reißen. Aber dies wird
i ein Ende nehmen, wenn Gegenaktionen von beſonnenen

itgliedern zutage treten. Mitglieder überlaßt nicht den Schrei
ern über euer Wohl und Wehe zu beſtimmen, räumt ihnen nich:
das Feld. Beſetzt das Feld ſelbſt. Dann wird wieder mit Ruhe
und Beſonnenheit erſprießliche gewerkſchaftliche Arbeit geleiſtet
werden können, der großen Maſſe ihre Machtgelüſte zum Schaden
der Organiſation aufdiktiert zu haben. A. M.

Auguſt Abel. Ein entdecter Mordplan. Deutſch
nationale Wahlpropaganda.

Noch vier Tage bis zur Wahl: „Meine Herren wir brauchen
noch einen „Treffer“. So manches hat in unſerer Wahlagitation
nicht geklappt. Mit dem Anſchlag auf die Polizei ſind wir abge-
rutſcht, was nun?“ So oder ähnlich werden ſich die Herren
Deutſchnationalen unterhalten haben, bis ſie zum größten, in
Halle bisher gezeigten, Coup dem entdeckten Mordplan an
Auguſt Abel gelangt ſind.

Auguſt Abel, der vergötterte Liebling deutſchnationgaler
Damen der ſtürmiſch beklatſchte Retter deutſcher, nein „alldeutſcher“
Ehre, ſollte von jüdiſch-kommuniſtiſcher Seite nach einer Ver-
ſammlung der Deutſchnationalen erſt ochen werden. So ſteht
es mit dicken Buchſtaben in der „Halleſchen Zeitung“. Es werden
ſogar Namen genannt und die Mörderſumme, welche der „Jen-
tralverein deutſcher Staatsbürger jüdiſchen
Glaubens“ gezahlt haben ſoll; denn einen ſolchen Zuſammen
hang muß jeder aus dem fraglichen Artikel herausleſen.

Wir wollen dem Prozeß nicht „vorgreifen“. Die ganze Ge
ſchichte, die ja in ihrer Aufmachung allen vorangegangenen
„Affären“ wie ein Ei dem anderen ähnelt, ſieht aber ganz ver
teufelt nach antiſemitiſcher Hetz- und deutſchnationaler Wahlpropa-
ganda aus.

Da der genannte jüdiſche Verein Gelder für Radaumacher und
Störer in deutſchnationalen Verſammlungen gezahlt haben ſoll,
hat er auf dieſen und die anderen Angriffe folgende Berichtigung
der „Halleſchen Zeitung“ geſandt:

1. Es iſt nicht wahr, daß der Zentralverein deutſcher Staats
bürger jüdiſchen Glaubens (Ortsgruppe Halle) Ruheſtörer gedun-
gen hat, die gegen eine Belohnung von 100 Mark je Perſon oder
ſonſt eine Belohnung die Runge- Verſammlungen im Juni v. J.
ſtören ſollten. 38 perſönlich kannte damals weder die Herren
Felixbrodt, amuel, noch Lichtenſtein, noch Woskin, noch
Schmidt, noch l.

Keiner von ihnen iſt Mitglied des Zentralvereins.
Jch kannte lediglich von den in Jhrem Zeitungsartikel er

wähnten Perſonen einen Herrn Roſenthal und einen Herrn Fried-
mann. Aber auch dieſe hat der Zentralverein in keiner Weiſe
veranlaßt, die Runge- Verſammlungen zu ſtören.

2. Es iſt auch unwahr, daß für die Abel Verſammlungen
irgendwelche Vorbereitungen vom Zentralverein getroffen ſind.

3. Der behauptete Mordplaniſt aus der Luft
gegriffen. Jhr verantwortlicher Redakteur wird vor Gericht
zur Rechenſchaft darüber gezogen werden.

gez. Dr. Albert Müller, Rechtsanwalt.
Profeſſor Menzer gegen die „Halleſche Zeitung“. Der Rektor

der Univerſität, Prof. Men zer wird gegen die „Halleſche Zei-
tung“ Klage erheben, da dieſe mit Schmähungen und Beleidigungen
nach bekannter alldeutſcher Art über ihn hergefallen iſt.

Geme nde- und Stagtsarbeiter. Einer erheblichen Anzahl von
Mitgliedern des Verbandes der Gemeinde und Staatsarbeiter
ſind unter unklaren, zum Teil unwahren Darſtellungen Beiträge
abgenommen, die dem Verband der Kopf und Handarbeiter zu
geführt worden ſind. Auf Antrag einer Anzahl betroffener Mit
glieder hat der Vorſtand beſchloſſen, die an den Verband der

und Handarbeiter gezahlten Beiträge auf die Mitglied-
ſchaft beim Verbande der Gemeinde und Staatsarbeiter anzu
rechnen. wenn die in Frage kommenden Kolleginnen und
Kollegen ſich umgehend unter Vorlegung ihres Mitgliedsbuches
oder Karte im Büro, Dryanderſtraße 10, Zimmer 3.
melden, oder ihr Buch einem mit grüner Karte ſich ausweiſenden
Vertrauensmann des Verbandes übergeben. Der Vorſtand.

Einbruch. Bei einem Gaſtwirt in der Martinſtraße wurde
eingebrochen. Hierbei wurde eine Kaſſette mit über 11 000 Mark
Jnhalt geſtohlen.

Der Naturwiſſenſchaftliche Verein für Sachſen und Thüringen
hält ſeine nächſte Sitzung am Donnerstag, den 17. Februar, abends
854 Uhr im Hörſaal des Zoologiſchen Jnſtituts am Domplatz mit
Vorweiſungen ab. Gäſte willkommen.

Stadttheater. te, Mittwoch, abends 7 Uhr, 853 „Glaube
und Heimat“, die Tragödie eines Volkes von Karl Schönherr. in

ne. Donnerstag wird die Oper „Der Corregidor“ von Hugo
f zum erſten Male wiederholt. Freitag „Penſion Schöller“.

III



Sonnabend, avends 76 Uhr, Sinfonie- Konzert. Leitung: Prof.
Dr. Hans Pfitzner. Soliſt: Eduard Erdmann (Klavier).
m 3 Uhr. Volksvorſtellung bei kleinen Preiſen von
1 bis 5 Mk. „Harry“, Komödie in 5 Aufzügen von Theodor Tagder, abends 7 r gelangt die Operette „Wenn Liebe er-
wacht“ von Eduard Künneke, dem Komponiſten von Dorf ohne
Glocke zur Erſtaufführung. Am Montag geht Schrekers Oper „Die
Gezeichneten“ unter perſönlicher Leitung des Dichterkomponiſten
und unter Mitwirkung von Dr. Emil Schipper vom Staatstheater
München als Tamare in Szene.

Das UT.-Theater an der Leipziger Straße veiſt
wieder ein genußreiches Programm auf.
der bekannte, intereſſante Charakterdarſteller mit den ſcharfen
regelmäßigen Geſichtslinien ſchafft in dem Schauſpiel „Der
Mannohne Nerven“ eine Glanzleiſtung. Auch die anderen
Spieler ſind als gut anzuſprechen, wie auch der Film regie- und
beleuchtungstechniſch auf der Höhe iſt, was von dem etwas ver-
worrenem Manufſkript nicht immer geſagt werden kann. Ger-
hard Dammann und Hanſi Dege verſchaffen uns mit
ihrem Geiſterſputgeſchichten aus der vierten Dimenſion, die ſich
ſchließlich alle als harmloſe Streiche entpuppen, ein ungemein
heiteres Viertelſtündchen, woran ſich die neue Meßterwoche als
angenehme Ergänzung anſchließt. Hr.

Provinz und Umgegend

Eine dementierte Falſchmeldung.
Die Preſſeſtelle beim Oberpräſidium teilt mit:
Die durch die Preſſe gegangene Meldung, daß in den letzten

Tagen die Leunga-Werke bei Merſeburg mit Sicherheitspolizei be
ſetzt und zahlreiche Verhaftungen von Kommuniſten vorgenommen
worden ſeien, entbehrt eder Grundlage. Weder die Polizei noch
die Verwaltungsbehörden ſind irgendwie eingeſchritten. Angeb-
liche ſchwarze Liſten beſtehen nicht und Feſtnahmen im Leung-
Werke ſind nicht erfolgt. (Die „Halleſche Zeitung als Senſa-
tionsblatt war natürlich das erſte Organ, das die Falſchmeldung
dem ſtaunenden Bürger zum Frühſtück präjentierte. D. Red.)

Sozialdemokratiſcher Wahivorſchiag für den Kreistag
des 6annrenes.

Wahlvorſchlag I. Kennwort: Sozialdemokratiſche Partei
Deutſchlands (SPD.).

1. Habermann, Alfred, Schloſſer, Ammendorf; 2. Kei-
tie l, Otto, Bäckermeiſter, Löbnitz a. L.: 3. Schlüter Kurt,
Poſtſchaffner, Konnern;: 4. Schäfer, Paul, Gartner, Döünttz;
5. Rehländer, Ernſt, Amtsvorſteher, Beeſenlaublingen;,
6. Kerſten, Auguſt, Tierarzt, Döblitz; 7. Her bold, Marie,
Ehefrau, Mukrena; 8. e Se Franz, Landarbeiter, Brach-
ſtedt; 9. u n Otto, Voſtſchaffner, Rothenburg a. S.;

zpe10. Schopp, Otto, dient. Ammendorf; 11. Orſchel, Karl,
Amtsvorſteher, Roſenfeld 12. Hennicke, Friedrich, Werk-
meiſter, Nietleben; 13. Weißmann, Albert, Bergarbeiter,
Treoitz b. K.; 14. Suppe, Franz, Bahnarbeiter, Garſena, 15.
Weber, Friedrich, affner, Diemitz; 16. Muczka, Marga-
rete, Ehefrau, Ammendorf; 17. Richter Friedrich, Landwirt
und Schmied, Brachſtedt; 18. Pom mer, Martha, Ehefrau, Kön-
nern: 19. Albert y, Hermann, Landarbeiter. Brachſtedt;
20. Jeimke, Friedrich, Arbeiter, Ammendorf; 21. Hedicke,
Wilhelm, Landarbeiter, Brachſtedt.

Zörbig. Kein Anſchluß der Zörbiger Beamten
an den LKB. r in der Jahreshauptverſammlung des Be
amtenvereins für Zörbig und Umgegend am 30. Januar ergan-gene Beſchluß auf Anſchluß an den Land und Kleinſtadibeamten-
bund, über den wir ſeinerzeit berichteten, wird infolge Einſpruchs
des Deutſchen Beamtenbundes vorläufig noch nicht ausgeführt, bis
die Mitgliederverſammlung erneut dazu Stellung genommen hat.

Trebnitz b. Könnern. Auftakt. Hier wurde der Wahl-
kampf der SPD. mit einer ſtark beſuchten Verſammlung am Sonn
tag abend eröffnet. Landtagsabgeordneter Gen. Herm. Garbe
(Halle) wies in r ſachlichen Ausführungen auf die Wahlen
am 20. Februar hin und ſchilderte die Tätigkeit der Landesver
h J der Diskuſſion ſprach als erſter, Werner, Kön-nern (VKPD.) und wollte dar ſeine Fantaſtereien die Ausfüh-
rungen des Gen. Garbe abſchwächen. Als zweiter Redner meldete
ſich ſein Parteifreund Peters (Könnernj: er wollte, da er ſich
ſchon am Nachmittag eine Abfuhr geholt hatte, abends eine wei
tere holen und er bekam ſie auch, denn wir erfüllen gerne alle
Wünſche. Gen. Garbe führte im Schlußwort die beiden Mos-
kowiter derartig ab, daß ſie nach einigen Zwiſchenrufen ganz
verſtummten ei den Kommuniſten beſtand die Abſicht, dieſe
Verſammlung zu ſprengen, einige Sprößlinge hatten auch dazu
angeſetzt, als ſie aber merkten, welcher Geiſt in der Verſammlung
rie. mußten ſie verſchämt das Schlußwort dis zu Ende an-
ören.

Rothenburg (Saale). Wählerverſammlung der S.
D. Am Sonntag fand hier eine öffentliche Verſammlung ſtatt,

in welcher Genoſſe Adolf Thiele (Halle) in einem 1ſtündigen
77 die Anweſenden auf die Bedeutung der Wahlen am
20. Februar hinwies. Jn ſeinen weiteren, ſehr ſachlichen Aus
führüngen, beleuchtete er die einzelnen politiſchen Parteien von
rechts dis links. Jn der Diskuſſion ſprach Herr Peter (Könnern),
VKPD., in ſeinen Ausführungen ging er auf alles andere als
auf das Referat ein. Die alten abgedroſchenen Phraſen der Kom-
muniſten waren das Hauptargument r Ausſührungen.
dann erging er ky in ſchweren perſönlichen Angriffen auf unſeren
alten Genoſſen Thiele. Eins muß aber feſtgenagelt werden, was
einen jeden Arbeiter zu denken geben müßte, wörtlich ſagte er:
Was haben wir als Arbeiter für Vorteile von Oberſchleſien zu
erwarten, uns (den Kommuniſten) iſt es gleich, wo Oberſchleſien
durch die Abſtimmung hinfällt. So tief ſind die deutſchen Lenin
anhänger ſchon geſunken! Jm Schlußwort war es Genoſſen
Thiele ein Leichtes, all dieſe Verleumdungen an von z
ſachen zu widerlegen. Mit dem Aufruf am 29. Februar ſozia
demokratiſch zu wählen, wurde die ſehr gut beſuchte Verſammlung
geſchloſſen. Mehrere Reuaufnahmen wurden gemacht. Der Orts-
verein Rothenburg wurde am Nachmittag gegründet, es ſteht feſt,
daß hier die kommuniſtiſche Vorherrſchaft zerbrochen iſt.

Roßbach b. Weißenfels. Gemeindevertreterſitzung.
Die Vertretung war vollzählig erſchienen, als erſter Punkt ſtand
auf der Tagesordnung: Erſatzwahl eines Mitgliedes zum Schul
vorſtand. Gewählt würde mit Stimmenmehrheit Hermann Doſe.
Zu Punkt 2 wurde Genoſſe Hermann Kobold in die Wohnungs
kommiſſion gewählt. Punkt 3: Jn die Steuerkommiſſion wurden
unſere Genoſſen Franz Voi t Otto Ströfer und edr.Kunze berufen. Punkt 4: Einſtimmig wurde ferner beſchloſſen,
im nächſtjährigen Haushalisetat für Beſchaffung von Lehrmitteln
für unſere Schulen 1000 Mk. und für die Schulbibliothek 150 Mk.
einzuſtellen. rn 5: Ueber Teilnahme an der vom Kreiſe ge-
planten Kreisſiedlungsgeſellſchaft ſoll in nächſter Sitzung entgül-
tig geſprochen werden. Punkt 6:. Vom Landratsamt ſind der
Gemeinde Kartoffeln angeboten worden. Jn einer vom Ge
meindevorſteher im Laufe kommender Woche einzuberufenden all
gemeinen Gemeindeverſammlung ſoll darüber Beſchluß gefaßt
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werden.
i els., s i de e die war. Leider muß man auf

und ng der Maſſen are
das r 17 men. Er löſte den noch indifferenten Arbeit ſeinen nden e n die Schuppen von
ernden Augen. Die Di on, an enoſſe Blödiner (Roß-
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Heinrich Peer,

bach und der Landwirt Pippel ieilnahmen, ſtand durchaus
auf der Höhe und wurde durch einen Exfolg der ſozialdemokrati-

hen Tendenz gekrönt. Der kllingende Erfolg und die in nächſter
Zeit erſolgende Gründung einer Ortogruppe, berechtigt uns zu den
beſten Zurunftshoffnungen.

Naumburg. Jugend weihe. Die hieſige Ortsgruppe pro-
letariſcher Freidenker denlut am Sonntag, den 20. rz,
abends 5 Uhr im Terraſſenſaol eine Jugendweihe der Schulent-
laſſenen. Die Feier wird mit Vokal- und Jn heiner Anſprache und Rezitation in iſe vorbereitet

ür freie Bewirtung der jugendlichen Teilnehmer iſt Sorge geragen und außerdem hat der Verband beſchloſſen, jedem Sten

laſſenen ein Sparkaſſenbuch mit auf den Weg zu geben. Die jun-
gen Leute welche an der Feier teilnehmen wollen, haben ſich am
20. Februar, vormittags 11 Uhr, im „Goldenen Hahn“ bei dem
Vorſitzenden des Verbandes, Gen. Pröls, zu melden. Spätere
Meldungen können nicht mehr berückſichtigt werden.

PapitzSchkendiz. Mitgliederverſammlung. Am
Sonnabend abend tagte im Vereinslokal „Landhaus Pap. z unſere
fällige Monatsverſammlung. Erfreulicherweiſe waren eine ganze
Anzahl Genoſſen erſchienen, welche ſich zu aktiver Wahlarbeit
bereiterklärten. Gen. Oelsner (Schkrud.tz) gab die für Sonntag
zur Verteilung beſtimmten Flugblätter aus. Jm Anſchluß hieran
erfolgte die Aufſtellung der Stimmzettelvertel ler für den 20. Febr.
Hierauf nahm die Verſammlung den Bericht über die am 7. d. M.
in Schkeuditz abgehaltene öffentliche Verſammlung entgegen und
wurde beſchloſſen, eine ſolche auch in Papitz am Mettwoch, den
16. Februar abzuhalten und Gen. Dreſcher (Halle) als Referenten
zu verpflichten. Nach Erledigung bezw. Beſprechung einiger in
terner Angelegenheiten ſchloß der 2. Vorſitzende die Verſammlung.

Lebuſa (Kr. Schweinitz). Verſammlung. Genoſſe Bieb-
r ach (Dresden) ſprach in gutdeſuchter Verſammlung. ine Aus
führungen fielen auf guten Boden und fanden lebhafte Zuſtim-
mung. Die durchaus ſachliche Diskuſſion beſtritten General a. D
von Kroſigk für die Rechtsparteien und Lehrer Rodrian
(Alt-Sorgefeld). Die Zuſtimmung, beſonders beim trefflichen
Schlußwort des Referenten gaben uns die Hoffnung, daß unſere
Gedanken nach wie vor auch hier feſt ſitzen.

Langengraſſau (Kr. Schweinitz). Ein Erfol F. Am 12. 2.
furach unſer Genoſſe, Oberregierungsſekretär Biebrach (Dres-
den), in vorzüglicher Weiſe vor einer gut beſuchten Verſammlung
für die Beſtrebungen unſerer Partei. Zwei matte volksparteiliche
Zwiſchenrufe wurden ſpontan von den Anweſenden ſelbſt ſofort
zurückgewieſen. Jn der Diskuſſion meldete ſich keiner. ſo daß
Lehrer Rodrian (Alt-Sorgefeld) nach einigen Ausführungen
und dem Schlußwort des Referenten die gut verlaufene Perſamm-
lung ſchloß, mit der berechtigten Hoffnung, daß Stimmenumfang,
Partei und Parteipreſſe weſentlich gefördert ſind.

Hohenbucko (Kr. Schweinitz). Für die Sozialdemo-
kratie! Auch hier hielt Genoſſe Biebrach (Dresden) einen
ſehr beifällig aufgenommenen Vortrag vor vollem Lokal. Die
Diskuſſion war anregend, zwar von einem politiſch Neutralen
beſtritten, aber unſerer e äußerſt förderlich, ſo daß Lehrer
Rodrian die Verſammlung mit der üblichen Ermahnung ſchlie
ßen und als Erfolg für die SPD. buchen konnte.

Zſchornewitz. Oeffentliche nder SPD Trotz der kurzen Anſetzungsfriſt für die am letzten
Donnerstag ſtattgefundene Volksverſammlung, hatte dieſelbe
einen guten Beſuch zu verzeichnen. Gen. Krüger referierte über
den Großwahltag für Preußen. Er ſtreifte darin auch die jetzt
im Vordergrunde ſtehenden Kulturfragen: Religion, Elternbei-
räte, Siedlungsweſen und Von den an-weſenden VKP. Mitgliedern beteiligten ſich Herr Krätzſch, Stöcker
und Schäffner an der Diskuſſion. Doch wurden deren Ausfüh-
rungen vom Gen. Krippendorf (Gräfenhainichen), ſowie vom
Referenten in treffender Weiſe widerlegt. Am kommenden Don-
nerstag, 8 Uhr findet noch eine Wählerverſammlung ſtatt, zu der
Gen. Heſſe das Referat übernommen hat. Wir bitten alle Ge
noſſen für regen Beſuch zu ſorgen.

Radis. Guter Erfolg. a einer gut beſuchten öffent-
lichen Wählerverſammlung hier unſer Reichstagsabg.
Krüger über die Wahlen und ihre Bedeutung. An der Ver
faſſung und den übrigen Geſetzen zeigte er die Fortſchritte der
letzten Jahre. Treffend zeichnete er die Zukunftsarbeit und ſchloß
mit dem Aufruf, am 20. Februar ſozialdemokratiſch zu wählen.
Der Beifall bewies die gute Stimmung der Perſammlung. Trotz
Anweſenheit der Gegner nahm keiner das Wort und ſo konnte
Genoſſe Krüger zum Schluß auf den Wert der Organiſation und
der Preſſe hinweiſen. Der Boden für einen Ortsverein iſt in Ra-
dis reif. Auf zur Tat!

Rodigkau. Verſammlung. Für die Ortſchaften Löberitz,
Grötz und Rodigkau hielt der Ortsverein Zörbig der SPD. am
Sonntag nachmittag hier im Gaſthof „Zum Reiter“ eine öffent-
liche t r ab, in der unſer Gen. Lebbin Bitter
feld) in ſeiner ruhigen und ſachlichen Art über die Bedeutung des
kommenden Großwahltages e Die lärmenden und hohlen
Ausführungen kommuniſtiſcher Debatteredner vermochten den Ein
druc des Referats nicht zu verwiſchen, trotzdem ſie unter Mißbrauch
der Redefreiheit dem ferenten wegen der vorgerückten Stunde
eine Widerlegung des letzten von ihnen unmöglich machten.

Obersdorf. Klägliche Niederlage der, Kommu-
niſten. Hier fand eine außerordentlich ſtark beſuchte
verſammlung ſtatt, in der Gen. Landrat Thiele mit Se
folge ſprach. z der Diskuſſion bekundete ein Kommuniſt einen
derartigen Dilettantismus, daß Gen. Thiele unter dem leb-
hafteſten Beifall der Verſammlung erklärte, daß er erwartet habe,
einen mehr auf der Höhe ſtehenden Gegner entgegengeſtellt zu be
kommen. Die r ten Lügen e der Referent unter
allgemeiner Zuſ denn richtig. Die Verſammlung darf als ein
großer Erfolg unſerer Sache angeſehen werden.

Rudersdorf. USP. -Pech. Jm Saale gen rünen Birke
war am 13. 2. eine Verſammlung der USP. anberaumt. Es
waren im Ganzen 8 Mann zur Verſammlung erſchienen und der
Verſammlungsleiter wie der Referent mußten unverrichteter
u wieder abreiſen. Jhre Geſi hatten eine ungewöhnliche

änge angenommen, denn ſie ſehen, daß die W ä Genoſſen
ne der SPD. en den rufen der
eiſten und dies auch in Zukunft ſo halten

werden.
Roßleben. Gemeindevertreterſitzung. Am Fret

tag fand eine Sitzung der Gemeindevertretung ſtatt. Zuerſt wurde
der Schöffe Mackrodt eingeführt. Hierauf wurde über einen An-
trag des Elternbeirates der Volksſchule beraten, der den Ausdau
der Lehrerwohnung im Schulhauſe zu einer Klaſſe fordert. Alle
Redner waren ſich darüber ernig, daß ein weiteres Schulzimmer
geſchaffen werden muß. Man zog auch in Erwägung, die Schul
ſcheune in ein Lehrerwohnhaus umzubauen. Nachdem der Ge
meindevorſteher auf die Leere im Gemerndeſäckel aufmerkſam ge
macht hatte, wurde beſchloſſen, einen Koſtenanſchlag über den Aus-
bau einzufordern. Ein Antrag, einer Geſellſchaft für Siedlungen
beizutreten, wurde zurückgeſtellt, da noch einige Unterlagen hierzu
beſchafft werden ſollen. Zur Frage der Kartoffellandbeſchaffung
wurde mitgeteilt, daß der Domänenpächter Hörning bereit iſt.
83 Morgen Land zur Verfügung zu ſtellen. Eine Kommiſſion, ve
ſtehend aus den beiden Gemeindeſchöffen ſoll die Anträge auf Ab
laſſung von Land prüfen. Berückſichtigt ſollen in erſter Linie die
Familten werden, die Wein Land haben. Ein

immer noch treu zur FUSP. keine Gefolg Saft

foll auf die Tagesordnung der nächſten Sitzun werden.Een Antrag des Enwohners rer
nach ſeinem Grundſtück zu legen, warde genehmigt.

Leimbach. Ein gutes Vorzeichen. Am Son
fand im Tittelſchen Lokal eine von der einberufene

A Römerauf Einführung einer HKuxueſteuer zur Schaffung r
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verſammlung ſtatt. Gen. Völkel (Dresden) referierte
bevorſtehenden Wahlen und deren Bedeutung; er verſtand e
gezeichnet, die Teilnehmer zu feſſeln und entwickelte ein
Vild der Stellungnahme unſerer Partei. Gen. Völkel

allele Ja Demokratie und t W wodurch rand. rall die Anſicht daß
Der Ep

Mansfe

öffentliche Verſammlung, in der Gen. von Hole SachſenL grifnationale inſelt hätten unBauernfang zu treiben kurz vor den Wadlen mit dem

zuſammen an einen Tiſch ſetzten. Auch die verderbliche Pot
der Hohenzollern wurde einer Betrachtung unterzogen. Wo
national“ Daß man eintritt für das e der Nätion ohne
ſicht auf Standesintereſſen! Ein ehrlicher Beamter muß
republikaniſchen Parteien mindeſtens achten. Die Demokrat
Partei ſei die Partei der Unentſchloſſenen. Auch mit den Kon
niſten beſchäftigte ſich der Redner Zeit. Er wurde de
durch zahlreiche en wie Scheinſozialiſten, Verräterpa
Bluthund, Noske uſw. mehrmals unterbrochen. Mit der
r am 20. Februar die Stimmen der Sozialdemokrat

artei zu geben, e Holleufer ſeine Ausfüh
gen. Dann erö er die Diskuſſion. Esdeten ſich die Kommuniſten Paul Wenzeck (der jüngere Bruder
USP.-Wenzeck-Merſeburg) und der ehem. rheitsſozie
Stadtverordnetenvorſteher a. D. Rauchfuß zum Wort. Erſt
verſuchte den Redner in einer mit Schreibmaſchine vorher au
arbeiteten Gegenrede er las wörtlich ab zu widerlegen, n
ihm aber nicht gelangl! Daß hierbei wieder zahlreiche Krafta
drücke wie Bluthund, Lump uſw. fielen, iſt eigentlich ſelbſt
ſtändlich! Er ſagte u. a. Roske hätte 3 Tage vor der Revolu
die Kieler Arbeiter vor derſelben gewarnt: „Die feindlichen
länder machen nicht mit.“ Die Ausführungen des Kommuni
Rauchfuß ſind recht belanglos. Beide Distuſſionsredner griff
auch perſönlich den „Deutſchſozialiſten“ (1) Stadtverordneten
Voigt an. Jn ſeiner Erwiderung, in der er von den Kommunit
beſonders von der „kommuniſtiſchen Jugend“, unterbrochen wir
ünrw Voigt aus: „Bei Ausbruch der Revolution iſt uns von d
ozialiſtiſchen Führern re ver daß die feindli
eere und Völker die deutſche Revolution mitmachten. Wir

in dieſer Beziehung wider beſſeres Wiſſen der Führer beſchwinde
wie dies aus n eben gemachten Aus ngen hervorge
Durch dieſen Schwindel iſt das Unglück über tjchland her
gebrochen. Auch ich habe zu den Beſchwindelten ort, bin da
aber, als ich ſehr bald dies merkte, abgerückt. Jn ſeinem Sch
wort wies der Redner die Einwendungen der Gegner in i
zeugender Weiſe zurück Die Wut der Kommuniſten, das u
im radikalen Mansfeld endlich eine Ortsgruppe der SP.
bildet hat, ſcheint recht groß zu ſein, nein, Herr

daß der „DeutFlegeleien erwidern wir nicht! Bemerkt ſei noch,ſozialiſt Voigt 3 ſelbſt als S eaniäe für den Krei
ar „Mitte“ au n d. h., aufſtellen „liehie Verſammlung war jedenfalls für uns e

uns neue Freunde n20. Februar dafür, daß der Sozialdemo recht vie
Stimmen zugeführt werden! er Sieg muß r ſein!

Mansfeld. Gründungsverſammlun Jnfriger Bemühungen der Genoſſen Heyer und Eifer e
eine A Parteifreunde zwecks Gründung eines Ortsverein
Eaſthof „Zur Sonne“ eingefunden. Gen. Poſtſekretär Eſſ
eröffnete die Verſammlung und c die S wi
kommen. Sodann erhielt das rt Genoſſe Simon (Eier

der mahnende Worte an die Verſammlung richtete r
allſeitigen Beifall fand. J in fand auch der Genof
Wünſch (Eisleben), der im Namen des Unterbezirks Eisle
erſchienen war. Er begrüßte es beſonders, daß nun endlich a
im radikalen Mansfeld eine Ortsgruppe unſerer Partei gegrün
werden konnte. Die Ausführungen Gen. Schulman

er), des Obmanns des Landbezirks Mangsfeld, fanden
ebhafte Zuſtimmung der Anweſenden. Jn den Vorſtand wur

folgende ereFen gewählt: 1. Vor r Gen. Eſſer, 2.
ſitzender Gen. W r 1. Kaſſierer Gen. Franz Heye
2. Kaſſierer Gen. Otto Elkle jun., Schriftführer Gen. O
Gräfe. Die Verſammlungen finden jeden 1. Sonntag
Monat beim Gen. Tegener, Gaſthof „Zur Sonne“, ſie
Das Wahlbüro befindet ſich ebendort. Am Schluſſe der Verſar
lung forderte der Vorſitzende auf, die „Volksſtimme“ zu leſen u
neue rteimitglieder zu werben.

er Raubüberfall. Am Sonnabend wugabends 7 Uhr ein junger Mann aufgefunden, welcher gefeſſelt u
achdem der Knebel und die Stricke entfer

waren, wurden a iederbelebungsverſuche angeſtellt, wele
dann auch nach e Bemühungen Erfolg hatten. An d
Stirn wies er eine Verletzung auf, die von einem Schlage
einem harten Gegenſtand herrühren. Der Verletzte wurde als d
24jährige Friſeur Buſſe aus Mühlberg feſtgeſtellt.
weiteren Ermittelungen ergaben: Buſſe wollte ein Geſchäft lau
und hatte ſeine ganzen Erſparniſſe im Betrage von 15 000 Mt.
ch. Der Kauf hat ſich aber zerſchlagen und in einer Gaſtwi
chaft in Uebigau kam er mit den vermutlichen Tätern zuſamme

welche ihn dann den verkehrten Weg nach Falkenberg wicß
Statt ihn zu die Chauſſee zu weiſen, gaben ſie ihm einen Pulweg an, der ſchon am Tage wer zu begehen iſt. Auf dem We
nach Falkenderg, in der Nähe des StellIwerks, erhielt
einen Schlag über den Kopf und weiter weiß B. nichts. Das 6
wurde ihm geraubt. Der Heizer des Hilfszuges, welcher i
der e jelt, fand ihn dann. Der oder die Täter konnten bi
her noch nicht ermittelt werden.

ausgeplündert war.

Vereins Anzeiger.
unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekannimachung koſtet pro Zele

Pig. Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſell: gen.
9 u. politiſchen Organtſationen aus dem Verbreitung

irk angekündigt werden.

m

„Ritiers Landhaus“ öfſentiiche Volksverſ
ieigenofſen, ſorgt für MWaſſenbeſuch!

Der Borſtand.

Bitterfeld. Donnerstag, den 17. Februar.Prinz von Preußen. Marktplatz Außerordentid
r r ammlung. Das Erſcheinen aller Mitgliede i
unbedingt erforderlich. Der Vorſtand.

Delitzſch Donnerstag, den 17. Februar, abends 8 Uhr, inde
im „Schützenhauſe“ eine öffentliche Wähl an777 ſatt. Jn derſelben ſpricht Reichstagsabgeordneter ich

Krüger, Merſeburg. über Preußen und die S. P. D.“
und oſſen ſorgt für Maſſenbe'uch dieſer Verſammlung.
iſt das letzte Wort vor den Wahlen, daß zu unſeren Wählern g.
wrochen wird.

Der Vorſtand.

liederverismarck eine außerordentliche ren it

Der Borſtand.

erſ tanre and Woahlhetſer einen
Eorſtand des e und Hrisvoreius

Freier éängerthor M. d. D. A. S. V. g,

Dresden. Marnnſtr.: g

Delitzſch den 17 Februar, abends 8 Uhr. findet in

einh

Halle 8 Uhr, im Vereinslokal
vungoſtunde,

Heute, Mittwoch, den 16. Februar. abends 7 Uhr.
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